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Abkürzungsverzeichnis  

Abs. Absatz 

Art.  Artikel 

BAG Bundesamt für Gesundheit 

BetmG Bundesgesetz vom 3. Oktober 1951 über die Betäubungsmittel 
und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmittelgesetz, 
BetmG), SR 812.121 

BG NKVF Bundesgesetz vom 20. März 2009 über die Kommission zur 
Verhütung von Folter, SR 150.1 

lit litera 

bspw. beispielsweise 

BV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
vom 18. April 1999, SR 101 

CHUV Centre hospitalier universitaire vaudois 

Covid-19 Infektionskrankheit, ausgelöst durch das Coronavirus SARS-
CoV-2 

CPT Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung (European 
Committee for the Prevention of Torture) 

EDFR Etablissement de détention fribourgeois 

EDPR Etablissement de détention La Promenade  

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

EMRK Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, SR 0.101 

EpG Bundesgesetz vom 28. September 2012 über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz, 
EpG), SR 818.101 

EPO Etablissement de la Plaine de l'Orbe 

EpV Verordnung vom 29. April 2015 über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten des Menschen 
(Epidemienverordnung, EpV), SR 818.101.1 

Europäische 
Strafvollzugsgrundsätze 

Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Empfehlung 
Rec(2006)2-rev des Ministerkomitees des Europarates vom 
11. Januar 2006 (überarbeitete und geänderte Fassung vom 
1. Juli 2020) 

Fn. Fussnote/n 

GDK Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -
direktoren  

HIV-PrEP HIV Prä-Expositionsprophylaxe 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjj06PIhuOGAxXu9bsIHeNlBq8QFnoECAYQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.chuv.ch%2Ffr%2Fchuv-home&usg=AOvVaw2Uchwzr41X9qb5kRXMikKa&opi=89978449
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HMG Bundesgesetz vom 15. Dezember 2000 über Arzneimittel und 
Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG), SR 812.21 

Istanbul-Protokoll OHCHR, Istanbul Protocol, Manual on the Effective 
Investigation and Documentation of Torture and Other Cruel, 
Inhuman or Degrading Treatment or Punishment, 2022 

JVA Justizvollzugsanstalt 

LS Loi de santé du 6 février 1995 (LS), RSN 800.1 

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
und - direktoren 

KKLJV Konferenz der Kantonalen Leitenden Justizvollzug 

Nelson-Mandela-Regeln Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung 
der Gefangenen, ReS. 70/175 der UNO-Generalversammlung 
vom 17. Dezember 2015, A/RES/70/175 

NKVF Nationale Kommission zur Verhütung von Folter 

OHCHR Büro des UNO-Hochkommissars für Menschenrechte (Office 
of the United Nations High Commissioner for Human Rights) 

Rec. Empfehlung (Recommendation) 

RSN Recueil systématique de la législation neuchâteloise 

S. Seite/n 

SAMW Schweizerische Akademie der Medizinischen Wissenschaften 

SKJV Schweizerisches Kompetenzzentrum für Justizvollzug 

StGB Schweizerische Strafgesetzbuch vom 21. Dezember 1937, 
SR 311.0 

SMP Service de médecine pénitentiaire 

SMPP Service de médecine et psychiatrie pénitentiaires 

SR Systematische Sammlung des Bundesrechts (Bern) 

u. a. unter anderem 

UNO Vereinte Nationen (United Nations) 

UNO-Frauenrechtskonvention Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau, SR 0.108 

WHO Weltgesundheitsorganisation (World Health Organization) 

Ziff. Ziffer/n 

zit. zitiert 

  

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjn0K2uh-OGAxXH_7sIHRSVA0YQFnoECBMQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.chuv.ch%2Ffr%2Ffiches-psy%2Fservice-de-medecine-et-psychiatrie-penitentiaires-smpp&usg=AOvVaw2hm_xUnPsMsDS2Fxcp68tG&opi=89978449
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Zusammenfassung  

Im Rahmen ihres Mandats richtet die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) 
ein besonderes Augenmerk auf die Gesundheitsversorgung von Personen im Freiheitsentzug. 
Seit 2018 hat die Kommission in diesem Bereich 41 Einrichtungen überprüft und zwei 
thematische Gesamtberichte (2018-2019 bzw. 2019-2021) mit über 30 Empfehlungen 
spezifisch zur Gesundheitsversorgung veröffentlicht.  

Um den Stand der Umsetzung ihrer Empfehlungen und die Wirksamkeit ihrer Arbeit zu 
erfassen, hat die Kommission im Herbst 2024 einen Fragebogen an die vorgängig besuchten 
Einrichtungen und deren Gesundheitsdienste versendet. Insgesamt wurde der Fragebogen 
von 31 Einrichtungsleitungen und 28 Gesundheitsdiensten beantwortet. Im Zentrum der 
Befragung standen thematische Fragen zur medizinischen Eintrittsabklärung, zum Umgang 
mit übertragbaren Krankheiten, zur Medikamentenabgabe, zur Versorgung von LGBTIQ+-
Personen, zur geschlechtsspezifischen Gesundheitsversorgung sowie zur psychiatrischen 
Versorgung.  

Positiv hebt die Kommission hervor, dass die Empfehlungen im Bereich des 
Infektionsschutzes in den meisten Einrichtungen umgesetzt wurden: Informationen zu 
übertragbaren Krankheiten sowie zu präventiven Massnahmen sind niederschwellig 
zugänglich, und das Justizvollzugspersonal wird regelmässig geschult. Auch im Umgang mit 
LGBTIQ+-Personen ist eine Sensibilisierung erkennbar, insbesondere durch vermehrte 
Verfügbarkeit von Konzepten und Schulungen. Zudem wurde der Ausbau der 
Gesundheitsdienste vorangetrieben. 

Gleichzeitig bestehen in mehreren Bereichen fortdauernde Herausforderungen: Die 
organisatorische Unterstellung von mehr als der Hälfte der Gesundheitsdienste unter die 
jeweilige Einrichtungsleitung birgt weiterhin das Risiko einer Beeinträchtigung der 
medizinischen Unabhängigkeit. Weiter erfolgt die medizinische Eintrittsabklärung mehrheitlich 
innert 24 Stunden, körperliche Untersuchungen werden jedoch meist nicht systematisch 
durchgeführt, und psychische Gesundheitsaspekte nicht flächendeckend erfasst. 
Gewaltanwendungen werden gemäss Umfrage zwar meist dokumentiert, doch verfügen nur 
wenige Einrichtungen über klare interne Prozessbeschreibungen oder leiten entsprechende 
Hinweise an unabhängige Stellen weiter.  

Entgegen den Empfehlungen der Kommission erfolgt die Medikamentenabgabe, 
einschliesslich Substitutionsbehandlungen, in über der Hälfte der Einrichtungen weiterhin 
ausschliesslich durch das Justizvollzugspersonal, was die fachgerechte Handhabung und die 
medizinische Vertraulichkeit gefährdet. Zu den grössten Herausforderungen zählt schliesslich 
die Gesundheitsversorgung von Frauen. In gemischten Einrichtungen erfolgt die Trennung von 
Frauen oft lediglich zellenweise, was das Risiko isolierender Haftbedingungen erhöht. Der 
Zugang zu Arbeits- und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie zur geschlechtsspezifischen 
Gesundheitsversorgung – einschliesslich gynäkologischer Vorsorge, Zugang zu 
Hygieneartikeln – bleibt weiterhin eingeschränkt. Schliesslich weist die psychiatrische 
Versorgung erhebliche Defizite auf: Psychotherapeutische und weitere psychiatrische 
Behandlungen sowie Kriseninterventionen sind nicht flächendeckend gewährleistet. 
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Aufenthalte in Sicherheitszellen überschreiten die festgelegte Maximaldauer und 
Zuständigkeiten im Verlegungsprozess sind teils unklar. Fixierungen und Fesselungen werden 
weiterhin angewandt und die Unterscheidung zwischen Disziplinar- und 
Sicherheitsmassnahmen erfolgt nur selten. 

Neben den thematischen Fragen hat die Kommission unter anderem die Kenntnis und 
Nutzung der Gesamtberichte zur Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug sowie den 
Einfluss ihrer Empfehlungen in Bezug auf die Arbeitsweise in den Einrichtungen abgefragt. Die 
Kommission stellte hierzu fest, dass die Einrichtungsleitungen sowie die Gesundheitsdienste 
mehrheitlich gut über ihre Empfehlungen informiert sind. Auch werden die Empfehlungen der 
NKVF von den Einrichtungsleitungen und Gesundheitsdiensten mehrheitlich als praxisrelevant 
eingeschätzt. 

Neben den Einrichtungsleitungen und den Gesundheitsdiensten hat die Kommission anhand 
eines separaten Fragebogens 25 kantonsärztliche Dienste mit zwanzig Fragen in die 
Befragung miteinbezogen. Diese wurden von 20 der kantonsärztlichen Dienste beantwortet. 
Die Kommission begrüsst, dass die kantonsärztlichen Dienste durch die Einrichtung des 
Runden Tisches Gesundheitsversorgung der Konferenz der Kantonalen Leitenden 
Justizvollzug (KKLJV) künftig verstärkt in die Diskussion eingebunden werden. 
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A. Einleitung 

1. Personen im Freiheitsentzug sind für den Zugang zu einer adäquaten medizinischen und 
psychiatrischen Versorgung auf das Angebot und die Infrastruktur der 
Vollzugseinrichtungen angewiesen. Mängel bei der Versorgung können die körperliche 
und psychische Unversehrtheit der inhaftierten Personen gefährden oder 
beeinträchtigen und somit grundlegende Garantien wie die Menschenwürde sowie das 
Verbot unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung verletzen. Die 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug stellt daher ein zentrales 
menschenrechtliches Anliegen dar. 

2. Im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung ist der Bedarf inhaftierter Personen an 
psychischer und physischer Gesundheitsversorgung sowie an Behandlung von 
Suchterkrankungen in der Regel höher.1 Hinzu kommt der besondere Umstand des 
Freiheitsentzuges, indem die Personen von der Gesellschaft und ihren Angehörigen 
abgesondert und fremdbestimmt sind, was ihre psychische Gesundheit grundsätzlich 
beeinflussen kann.2 Gemäss dem Prinzip der Fürsorgepflicht sind die zuständigen 
Behörden verpflichtet, die Gesundheit und das Wohlbefinden einer inhaftierten Person 
zu schützen3, ihren Gesundheitszustand abzuklären sowie eine angemessene 
medizinische Versorgung zu gewährleisten.4 Nach dem Äquivalenzprinzip muss die 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug mit derjenigen ausserhalb von 
Vollzugseinrichtungen gleichwertig sein.5 

3. Im Rahmen ihres Mandats richtet die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter 
(NKVF) ein besonderes Augenmerk auf die Gesundheitsversorgung von Personen im 
Freiheitsentzug und prüft regelmässig, ob die entsprechenden grund- und 
menschenrechtlichen Vorgaben in der Praxis eingehalten werden.6 Seit 2018 hat die 

 
1 Essex paper 3: Initial guidance on the interpretation and implementation of the Nelson Mandela Rules, based on 
deliberations at an expert meeting organised by Penal Reform International and Essex Human Rights Centre at 
the University of Essex, 7–8 April 2016, 2017 (zit. Essex Paper 3), S. 61. 
2 PONT JÖRG/ENGGIST STEFAN/STÖVER HEINO/WOLFF HANS, Covid-19 Lessons for Health and Human Rights in 
Prison, in: Burbano Herrera Clara/Haeck Yves (Hrsg.), Human Rights Behind Bars, Tracing vulnerability in prison 
populations across continents from a multidisciplinary perspective, 2022 (zit. PONT/ENGGIST/STÖVER/WOLFF, 
Covid-19), S. 208. 
3 Art. 75 Abs. 1 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 1937 (StGB), SR 311.0; Europäische 
Strafvollzugsgrundsätze, Empfehlung Rec(2006)2-rev des Ministerkomitees des Europarates vom 
11. Januar 2006 (überarbeitete und geänderte Fassung vom 1. Juli 2020) (zit. Europäische 
Strafvollzugsgrundsätze), Ziff. 39; EGMR, Dzieciak gegen Polen, Nr. 77766/01, Urteil vom 9. Dezember 2008, 
Ziff. 91; EGMR, Penaranda Soto gegen Malta, Nr. 16680/14, Urteil vom 19. Dezember 2017, Ziff. 78; 
BGE 123 I 221 E. II.2c. 
4 EGMR, Blokhin gegen Russland, Nr. 47152/06, Urteil vom 23. März 2016, Ziff. 137. 
5 Art. 75 Abs. 1 StGB; Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen, 
ReS. 70/175 der UNO-Generalversammlung vom 17. Dezember 2015, A/RES/70/175 (zit. Nelson-Mandela-
Regeln), Regel 24 Ziff. 1; Europäische Strafvollzugsgrundsätze, Ziff. 40.3 und 40.5.; EGMR, Cara-Damiani gegen 
Italien, Nr. 2447/05, Urteil vom 07. Februar 2012, Ziff. 66. 
6 Gestützt auf Art. 2 des Bundesgesetzes vom 20. März 2009 über die Kommission zur Verhütung von Folter (BG 
NKVF), SR 150.1 überprüft die NKVF regelmässig die Situation von Personen, denen die Freiheit entzogen oder 
deren Bewegungsfreiheit aufgrund von behördlich angeordneten, freiheitsbeschränkenden Massnahmen 
eingeschränkt ist. Der gesetzliche Auftrag der NKVF umfasst die Gesundheitsversorgung in Einrichtungen des 
Freiheitsentzugs und die Überprüfung der Umsetzung des Epidemiengesetzes im Freiheitsentzug. Siehe dazu die 
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Kommission in diesem Bereich 41 Einrichtungen überprüft.7 Um eine möglichst 
umfassende und schweizweit repräsentative Bestandesaufnahme zu gewährleisten, hat 
die Kommission Einrichtungen unterschiedlicher Grösse und mit verschiedenen 
Haftregimes in allen Sprachregionen besucht. 

4. In zwei thematischen Gesamtberichten zur Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 
2018-20198 bzw. 2019-20219 hat die Kommission ihre Feststellungen zu bestimmten 
Themenbereichen zusammengefasst und über 30 Empfehlungen abgegeben. Nach 
Ansicht der Kommission hat die gezielte Überprüfung der Gesundheitsversorgung in den 
Einrichtungen des Freiheitsentzugs zusammen mit der Veröffentlichung der 
Gesamtberichte und der Einholung behördlicher Stellungnahmen10 ermöglicht, 
schweizweit Vergleiche hinsichtlich der Ausgestaltung der Gesundheitsversorgung in 
diesen Einrichtungen vorzunehmen. 

5. Um den Stand der Umsetzung ihrer Empfehlungen und die Wirksamkeit ihrer Arbeit zu 
erfassen, hat die Kommission im Herbst 2024 einen ausführlichen Fragebogen erstellt, 
der an die Einrichtungsleitungen der vorgängig besuchten Einrichtungen, deren 
Gesundheitsdienste und die kantonsärztlichen Dienste versendet wurde.  

6. Der vorliegende Bericht befasst sich mit ausgewählten, im Fragebogen erfassten 
Bereichen, die aus menschenrechtlicher Sicht von besonderer Relevanz sind und 
Auswirkungen auf die Gesundheit der inhaftierten Personen haben. Im Zentrum steht 
die Auswertung der Befragung mit Schwerpunkt auf die Umsetzung der Empfehlungen 
der Kommission zur Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug (Kapitel C). In einzelnen 
Themenbereichen wurden zudem bewährte Praktiken erhoben. In Kapitel D werden 
anhand der Erhebung der Kenntnisse der Gesamtberichte Indikatoren für die erkennbare 
Wirksamkeit der Arbeit der NKVF erarbeitet. Schliesslich werden die Rückmeldungen 
der kantonsärztlichen Dienste ausgewertet (Kapitel E). Der Bericht fasst die Auswertung 

 
Stellungnahme des Bundesrates vom 22. Februar 2017 auf die Interpellation Fehlmann-Rielle vom 13. Dezember 
2016 (16.3986), Punkt 4. 
7 Einrichtungen, die in der Umsetzung der menschenrechtlichen Standards kritisch beurteilt wurden, hat sie teils 
mehrmals besucht. So etwa das Regionalgefängnis Biel und die Strafanstalt Gmünden sowie das Kantonale 
Gefängnis Appenzell Ausserrhoden. 
8 Gesamtbericht über die schweizweite Überprüfung der Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug durch die 
Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (2018-2019), 14. November 2019 (zit. Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, erster Gesundheitsbericht). Die Empfehlungen stützten 
sich auf thematische Schwerpunkte, die in den jeweiligen Berichtsjahren festgelegt wurden: 2018–2019 lag der 
Fokus auf der Umsetzung epidemienrechtlicher Vorgaben, der Information zu übertragbaren Krankheiten, dem 
Zugang zu geeigneter medizinischer Behandlung, den Grundsätzen der Gesundheitsversorgung (Umgang mit 
medizinischen Daten, Organisation der Medikamentenabgabe) sowie der Gesundheitsversorgung bei Disziplinar- 
und Sicherheitsmassnahmen.  
9 Gesamtbericht über die schweizweite Überprüfung der Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug durch die 
Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (2019-2021), 16. Februar 2022 (zit. Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, zweiter Gesundheitsbericht). In den Jahren 2020–2021 
befasste sich die Kommission mit der geschlechtsspezifischen Gesundheitsversorgung und der psychiatrischen 
Grundversorgung. Für den Zeitraum 2022–2023 standen die Umsetzung und Verhältnismässigkeit von Covid-19-
Massnahmen sowie die Kostenbeteiligung an der Gesundheitsversorgung im Mittelpunkt. Die Feststellungen aus 
diesen letzteren Berichten waren nicht Teil der Befragung.  
10 Im Anschluss an jeden Besuch verfasste die Kommission jeweils auf die Einrichtung bezogene Berichte, die 
den jeweiligen kantonalen Behörden zur Stellungnahme zugestellt wurden. Diese Berichte und Stellungnahmen 
sind auf der Website der Kommission veröffentlicht (<www.nkvf.admin.ch>, zuletzt besucht am 26. November 
2025). 
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der Befragung zusammen und stellt Versorgungslücken fest, formuliert aber keine neuen 
Empfehlungen.  

7. Die Kommission dankt den Einrichtungsleitungen sowie den Gesundheits- und 
kantonsärztlichen Diensten für die Beantwortung der Fragen. Sie ist sich des damit 
verbundenen Aufwands bewusst. Weiter dankt sie der Konferenz der Kantonalen 
Leitenden Justizvollzug (KKLJV) sowie den Amtsleitenden für die Unterstützung in der 
Durchführung der Befragung. Die Kommission ist sich bewusst, dass im Bereich der 
Gesundheitsversorgung komplexe Probleme bestehen, deren Lösung Zeit erfordert, wie 
etwa die Gewährleistung zeitnaher Verlegungen in psychiatrische Kliniken. 
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B. Methodik  

1. Befragung der besuchten Einrichtungen  

8. Der Bericht basiert auf einer schriftlichen Befragung, die im Herbst 2024 an 41 
Einrichtungen des Freiheitsentzugs versendet wurde. An jede Einrichtung wurden 
jeweils ein Fragebogen für die Einrichtungsleitung und ein weiterer für den zuständigen 
Gesundheitsdienst verschickt.  

9. Die Fragebogen enthielten dieselben thematischen Schwerpunkte, variierten jedoch 
hinsichtlich der Anzahl und der Ausgestaltung der Fragen.11 Neben allgemeinen 
Angaben zu den Einrichtungen erhob die Kommission Informationen zur Organisation 
und Weiterentwicklung der Gesundheitsdienste, zur Relevanz der von ihr behandelten 
Themenfelder, zur Kenntnis und Nutzung der Gesamtberichte zur 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug sowie zur Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Akteuren. Der Fragebogen stützte sich auf die in den beiden Gesamtberichten 
enthaltenen Empfehlungen der Kommission.12 Er umfasste somit Fragen zur 
medizinischen Eintrittsabklärung, zum Umgang mit übertragbaren Krankheiten, zur 
Medikamentenabgabe, zur Versorgung von LGBTIQ+-Personen, zur 
geschlechtsspezifischen Gesundheitsversorgung sowie zur psychiatrischen 
Versorgung.13  

10. Insgesamt wurde der Fragebogen von 75% der Einrichtungsleitungen (31) sowie von 
68% der Gesundheitsdienste (28) beantwortet.14 Für 30 Einrichtungen haben sowohl die 
Leitungen als auch die Gesundheitsdienste den Fragebogen ausgefüllt. In einer 
Einrichtung hat lediglich der Gesundheitsdienst geantwortet, die Leitung jedoch nicht. 
Einzelne Gesundheitsdienste sind für mehrere Einrichtungen zuständig. Die hohe 
Anzahl der Rückmeldungen ermöglicht der Kommission eine Standortbestimmung 
betreffend Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug. 

11. Die vorliegenden Ergebnisse basieren auf Selbstdeklarationen der befragten 
Einrichtungen. Eine nachträgliche systematische Überprüfung der Angaben durch die 
Kommission erfolgte nicht.15 Die Auswertung der erhobenen Daten ist mit gewissen 
Einschränkungen verbunden. Insbesondere können Über- oder Unterrepräsentationen 
einzelner Einrichtungstypen sowie strukturelle Gegebenheiten, wie etwa zentralisierte 

 
11 Bspw. wurden den Leitenden der Einrichtungen 12 Fragen zur psychiatrischen Grundversorgung gestellt. 
Hingegen waren an die Gesundheitsdienste 20 Fragen aus diesem thematischen Bereich gerichtet. Je nach 
Gegebenheiten mussten die Einrichtungsleitungen maximal 84 Fragen, die Gesundheitsdienste maximal 126 
Fragen beantworten. 
12 Die Kommission stützt sich auf eigene Empfehlungen. Empfehlungen von anderen Gremien wie bspw. des 
CPT wurden nicht miteinbezogen. 
13 Der Fragebogen umfasst auch einen Themenbereich, zu welchem die Kommission keine Empfehlungen 
abgegeben hat, der aber aus menschenrechtlicher Perspektive relevant ist (Zwangsmassnahmen in den 
Sicherheitszellen). Siehe Ziff. 60 ff. 
14 Siehe Anhang 1. Die Strafanstalt Gmünden und das Kantonale Gefängnis Appenzell Ausserrhoden werden als 
zwei getrennte Einrichtungen gezählt, unterstehen jedoch einer gemeinsamen Leitung. 
15 Weiter hat die Kommission die Antworten nicht mit den Stellungnahmen der Behörden verglichen, um 
auszuwerten, ob von den Behörden angekündigte Massnahmen umgesetzt wurden. Diese Stellungnahmen liegen 
teilweise Jahre zurück.  
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Gesundheitsdienste für mehrere Gefängnisse16, die Vergleichbarkeit der Angaben 
erschweren. Auch wurden teilweise widersprüchliche Angaben in denselben 
Fragebogen nicht konsequent ausgewertet und nicht in die Analyse einbezogen. Der 
Bericht erhebt daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

2. Angaben zu den Einrichtungen  

12. Die befragten Einrichtungen weisen grosse Unterschiede auf. Ihre Kapazität reicht von 
kleinen Strukturen mit 16 Haftplätzen bis zu grossen Einrichtungen mit 399 Plätzen.17 
Die Haftplatzstruktur der an der Umfrage beteiligten Einrichtungen ist überwiegend auf 
erwachsene Männer ausgerichtet: Etwas mehr als die Hälfte der Einrichtungen ist 
ausschliesslich für Männer vorgesehen18, zwölf verfügen über eine gemischte Belegung 
und drei Einrichtungen nehmen ausschliesslich Frauen auf.19 Acht Einrichtungen führen 
Plätze für Minderjährige. 

13. Bezüglich der in den Einrichtungen vollzogenen Haftregimes gab ein Viertel der 
beteiligten Einrichtungsleitungen an, primär Strafvollzug durchzuführen. Ein Fünftel der 
Einrichtungen nannte Untersuchungshaft. Mehr als die Hälfte der Einrichtungen gab an, 
mehrere Haftarten parallel zu vollziehen – darunter Polizeihaft, Untersuchungshaft, 
Sicherheitshaft, vorzeitiger Strafvollzug, Strafvollzug, Verwahrungsvollzug oder auch 
ausländerrechtliche Administrativhaft. 

14. Die an der Umfrage beteiligten Gesundheitsdienste sind mit überwiegender Mehrheit20 
als interne Dienste in die jeweiligen Einrichtungen eingebunden. Teilweise arbeiten die 
Gesundheitsdienste zusätzlich mit externen medizinischen Strukturen zusammen, so 
etwa mit Universitätsspitälern, externen ärztlichen Fachpersonen oder Notfalldiensten. 
In Einzelfällen sind Gesundheitsdienste zentral organisiert und für mehrere Gefängnisse 
zuständig.21 

3. Befragung der kantonsärztlichen Dienste  

15. Neben den Einrichtungsleitungen und den Gesundheitsdiensten wurden anhand eines 
separaten Fragebogens 25 kantonsärztliche Dienste22 mit zwanzig Fragen in die 
Befragung miteinbezogen. Diese wurden von 80% der kantonsärztlichen Dienste (20) 
beantwortet.23  

 
16 Für die Gefängnisse in den Kantonen Basel-Landschaft und Solothurn liegt jeweils eine konsolidierte Antwort 
des zuständigen Gesundheitsdienstes vor, die mehrere Einrichtungen abdeckt. 
17 Gefängnis Sissach im Vergleich zur JVA Pöschwies. 
18 Dies betrifft 17 Einrichtungen. 
19 Das Gefängnis Dielsdorf und die JVA Hindelbank. Das Prison de la Tuilière führt ebenso nur Haftplätze für 
Frauen. Die Einrichtungsleitung des Prison de la Tuilière hat den Fragebogen nicht beantwortet. 
20 Dies betrifft 20 von 28 Gesundheitsdiensten. 
21 So der Zentrale Gesundheitsdienst AJV, welcher für die Gefängnisse des Kantons Basel-Landschaft 
(Gefängnisse Arlesheim, Liestal, Muttenz, Sissach) und das Massnahmenzentrum für junge Erwachsene Arxhof 
zuständig ist. 
22 Die Kommission hat sich entschieden, alle kantonsärztlichen Dienste in die Befragung einzubeziehen. Gemäss 
der Liste der GDK war im Jahre 2024 der gleiche Arzt für die Kantone Obwalden und Uri zuständig. 
23 Siehe Anhang 1. Die Strafanstalt Gmünden und das Kantonale Gefängnis Appenzell Ausserrhoden werden als 
zwei getrennte Einrichtungen gezählt, unterstehen jedoch einer gemeinsamen Leitung. 
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16. Die Einbeziehung der kantonsärztlichen Dienste ist für die Kommission relevant, weil 
diese aufgrund der bundesrechtlichen Vorgaben in der medizinischen Aufsicht und 
Qualitätssicherung sowie Kontinuität der öffentlichen Gesundheitsversorgung im 
Freiheitsentzug eine Verantwortung haben. Insbesondere in den Bereichen des 
Infektionsschutzes, der Suchtmedizin sowie der psychischen Gesundheit ergeben sich 
zwischen dem öffentlichen Gesundheitssystem und der Gesundheitsversorgung im 
Freiheitsentzug wichtige Schnittstellen. Abgesehen vom Austausch mit der Konferenz 
der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) und den direkten 
Kontakten mit den Kantonsärztinnen und Kantonsärzten vor Besuchen während der Zeit 
der Covid-19-Pandemie ist dies der erste gezielte Kontakt der Kommission mit den 
kantonsärztlichen Diensten.  

17. Die Befragung der kantonsärztlichen Dienste fokussierte auf ihre Kenntnis der von der 
Kommission ausgesprochenen Empfehlungen in den beiden Gesamtberichten, die für 
sie relevanten gesundheitlichen Themen im Freiheitsentzug sowie die bestehende 
Zusammenarbeit mit den kantonalen Einrichtungen des Freiheitsentzuges und 
Gesundheitsdiensten. 
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C. Thematische Erkenntnisse  

18. Im folgenden Kapitel werden Themenfelder erfasst, in denen die Kommission besondere 
Entwicklungen festgestellt hat oder fortwährender Handlungsbedarf besteht.  

19. Im Rahmen der Auswertung der Befragung zeigte sich, dass Einrichtungsleitungen und 
Gesundheitsdienste teilweise unterschiedliche Perspektiven haben, was sich in 
abweichenden Antworten zu denselben Fragen niederschlug.  

1. Unabhängigkeit der Gesundheitsdienste bleibt weitgehend unverändert  

20. Die Kommission empfahl den Justizvollzugsbehörden im ersten Gesamtbericht, die 
fachliche und materielle Unabhängigkeit der Gesundheitsversorgung durch klare 
Regelungen zu Abläufen und Zuständigkeiten zu gewährleisten. Entscheide betreffend 
Gesundheit der inhaftierten Personen sollen auf medizinisch-ethischen Kriterien 
beruhen und nicht durch andere Erwägungen, namentlich Kosten oder interner Aufwand, 
beeinflusst werden.24 

21. Gemäss den Rückmeldungen entspricht die Situation hinsichtlich der Unabhängigkeit 
der Gesundheitsdienste weitgehend den früheren Feststellungen der NKVF. Etwas mehr 
als die Hälfte ist organisatorisch den jeweiligen Einrichtungsleitungen unterstellt.25 In 
einzelnen deutschsprachigen Kantonen wurden jedoch erste Schritte unternommen, 
welche die organisatorische Unabhängigkeit der Gesundheitsdienste stärken. So wurde 
in einem Kanton der Gesundheitsdienst eines Gefängnisses neu dem kantonalen 
Gesundheitsdepartement unterstellt26, während in einem anderen Kanton die 
Einrichtung eines zentralen, amtlich angesiedelten Gesundheitsdienstes für alle 
Gefängnisse vorgesehen ist.27 Demgegenüber sind mehrere der Gesundheitsdienste in 
der Westschweiz bereits heute den jeweiligen kantonalen Gesundheitsdepartementen 
unterstellt. 

22. Die Rückmeldungen zur fachlichen Unterstellung fallen uneinheitlich aus und enthalten 
in sieben Fällen widersprüchliche Angaben zwischen Einrichtungsleitungen und 
Gesundheitsdiensten.28  

2. Ausbau der Gesundheitsdienste 

23. Die Kommission empfahl im zweiten Gesamtbericht in allen Einrichtungen des 
Freiheitsentzugs korrekt ausgestattete Gesundheitsdienste mit ausreichender 

 
24 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 76. 
25 So meldeten 16 Einrichtungen zurück, organisatorisch den jeweiligen Einrichtungsleitungen unterstellt zu sein. 
Sieben Einrichtungen meldeten zurück, dass der Gesundheitsdienst organisatorisch dem kantonalen 
Gesundheitsdepartement zugeordnet ist. Zwei weitere Einrichtungen gaben an, dass die Gesundheitsdienste 
organisatorisch dem Justizvollzugsamt unterstellt sind. In Bezug auf die organisatorische Unterstellung erhielt die 
Kommission übereinstimmende Rückmeldungen von den Einrichtungsleitungen und den Gesundheitsdiensten. 
26 Der für das Untersuchungsgefängnis Kanton Basel-Stadt (Waaghof) zuständige Gesundheitsdienst wurde im 
Jahr 2019 dem kantonalen Gesundheitsdepartement untergeordnet. 
27 In Zukunft soll im Kanton Zürich für alle Gefängnisse und Justizvollzugseinrichtungen auf Amtsebene ein 
zentraler Gesundheitsdienst eingerichtet werden. 
28 In drei Fällen ordneten die Einrichtungsleitungen die fachliche Unterstellung der Gesundheitsdienste der 
eigenen Leitung zu, während die Gesundheitsdienste selbst auf externe Fachpersonen verwiesen. 
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Infrastruktur und personellen Ressourcen einzurichten29. Die Antworten der 
Gesundheitsdienste zeigen, dass in den letzten fünf Jahren in zahlreichen Einrichtungen 
des Freiheitsentzugs Veränderungen eingeleitet wurden.30  

24. Insbesondere beim strukturellen Aufbau, der personellen Ausstattung sowie im 
medizinischen Leistungsangebot lassen sich positive Entwicklungen feststellen. Die 
Entwicklungen deuten auf eine Ausweitung der Gesundheitsversorgung hin, zugleich ist 
im selben Zeitraum aber auch die Anzahl der inhaftierten Personen angestiegen.31 

25. Eine Entwicklung ist bei der institutionellen Einbindung der Gesundheitsdienste 
innerhalb der Einrichtungen erkennbar. Drei Einrichtungen gaben im Rahmen der 
Umfrage an, interne Gesundheitsdienste errichtet zu haben.  

26. In mehr als der Hälfte der Einrichtungen wurden die Teams gezielt vergrössert32, teils 
um über 150 oder gar über 200 Stellenprozente.33 Dies betraf sowohl somatische 
Ärztinnen und Ärzte als auch Pflegefachpersonen, Psychologinnen und Psychologen 
sowie psychiatrische Fachpersonen. Eine Reduktion von Stellenprozenten oder Teams 
wurde in keinem Fall genannt.34 

27. Ebenso berichtete mehr als die Hälfte der Gesundheitsdienste von Verbesserungen bei 
der Ausstattung, insbesondere durch grössere Räume, modernisierte Geräte und 
zusätzliche Behandlungsinfrastruktur. 

28. Die Kommission empfahl im zweiten Gesamtbericht, den inhaftierten Personen einen 
möglichst niederschwelligen, direkten und vertraulichen Zugang zum Gesundheitsdienst 
zu ermöglichen.35 In den meisten Einrichtungen können sich die inhaftierten Personen 
gemäss den übermittelten Angaben auf verschiedenen Wegen an den 
Gesundheitsdienst wenden: per Hausbrief über den allgemeinen Briefkasten oder direkt 
an den Gesundheitsdienst, über das Justizvollzugspersonal oder persönlich beim 
Gesundheitsdienst.36 Damit erhalten die inhaftierten Personen mehrere Optionen zur 
Kontaktaufnahme mit dem Gesundheitsdienst. Im Vergleich zu früheren Feststellungen 
scheint somit vermehrt ein direkter und vertraulicher Zugang zu bestehen.  

29. Im Rahmen der Befragung stellte die Kommission weiter fest, dass die beinahe täglichen 
 

29 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 113. 
30 Die Kommission hat im Fragebogen nach Veränderungen in den letzten fünf Jahren (seit 2019) gefragt.  
31 Gemäss dem Monitoring Justizvollzug des SKJV ist die Anzahl der inhaftierten Personen seit 2022 um rund 
13% angestiegen. An den jeweiligen Stichtagen waren im Jahresmittel 6’227 Plätze (2022), 6’468 Plätze (2023) 
und 6’704 Plätze (2024) belegt (<https://www.skjv.ch/de/unsere-dienstleistungen/monitoring-justizvollzug> zuletzt 
besucht am 26. November 2025). 
32 Dies betraf 17 Einrichtungen. 
33 In knapp einem Drittel der Fälle wurde eine Vergrösserung von mehr als 150 Stellenprozenten genannt. In 
einem weiteren Drittel der Fälle reichte die Aufstockung in den Einrichtungen über 200 Prozent hinaus. 
34 Die Aufstockungen lassen sich insbesondere auf den Aufbau neuer Strukturen, den Umzug in modernisierte 
Einrichtungen, den Wegfall externer Leistungserbringer oder den gestiegenen medizinischen und psychischen 
Betreuungsbedarf der inhaftierten Personen zurückführen. 
35 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 114. 
36 Es gaben 18 Einrichtungen an, dass der Zugang zum Gesundheitsdienst über das Justizvollzugspersonal 
erfolgt, 16 per Hausbrief direkt an den Gesundheitsdienst, 14 über das Gesundheitsfachpersonal, 13 per 
Hausbrief über den allgemeinen Briefkasten, acht per Anmeldung während der Öffnungszeiten des 
Gesundheitsdienstes. vier Einrichtungen nannten andere Zugangswege. Es waren jeweils mehrere Antworten 
möglich. 
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Präsenzzeiten der Gesundheitsdienste dazu beitragen, dass Konsultationen rasch 
erfolgen können.37 Die inhaftierten Personen haben gemäss den Rückmeldungen der 
Gesundheitsdienste in der Regel innerhalb von einem Tag Zugang zum 
Gesundheitsdienst. Der Zugang zu somatischen Ärztinnen und Ärzten erfolgt in der 
Mehrheit der Einrichtungen ein- bis zweimal pro Woche; nur eine Minderheit 
gewährleistet einen Zugang innerhalb von 24 Stunden.38 

30. Gemäss Rückmeldungen zeigt sich im Jahresvergleich ein deutlicher Anstieg der 
medizinischen (somatischen) Konsultationen. Dieser Zuwachs lässt sich 
flächendeckend feststellen, wobei einzelne wenige Gesundheitsdienste sehr hohe 
Fallzahlen nennen.39  

31. Ebenso ist im Bereich der psychiatrischen Versorgung ein leichter Anstieg feststellbar: 
Die Gesamtzahl der Konsultationen lag im Jahre 2023 bei fast 2'000 mehr als im Vorjahr 
2022.40 Dass es auch Einrichtungen mit rückläufigen Fallzahlen gibt, ist ein Hinweis auf 
unterschiedliche Entwicklungen innerhalb der Einrichtungen. Die zahnmedizinischen 
Konsultationen blieben über beide Jahre hinweg nahezu konstant. 

 

3. Lücken bei der medizinischen Eintrittsabklärung 

32. Die Kommission empfahl im ersten und zweiten Gesamtbericht, dass systematisch 
innerhalb der ersten 24 Stunden, explizit auch an Wochenenden, eine medizinische 

 
37 Insgesamt 19 der befragten Einrichtungen verfügen von Montag bis Freitag über Präsenzzeiten von 07:00 Uhr 
bzw. 08:00 Uhr bis ca. 17:00 Uhr; 18 Gesundheitsdienste verfügen auch am Wochenende über Präsenzzeiten.  
38 18 Gesundheitsdienste gaben Wartzeiten von mehreren Tagen bis max. sieben Tage bis zur nächsten 
wöchentlichen ärztlichen Visite an. Fünf Einrichtungen berichteten von Wartezeiten von weniger als 24 Stunden. 
39 Im Jahresvergleich 2022–2023 zeigt sich Folgendes: Champ-Dollon bzw. Service de Médecine Pénitentiaire 
(SMP) Genève (+ 1'750 medizinisch-somatische Konsultationen); Prison de la Croiseé (+ 1'007 medizinisch-
somatische Konsultationen); Etablissement de la Plaine de l'Orbe (EPO) (+ 1'831 medizinisch-somatische 
Konsultationen); JVA Cazis Tignez (+ 795 medizinisch-somatische Konsultationen). Die Anzahl der inhaftierten 
Personen ist in diesem Zeitraum nur im EPO gestiegen.  
40 Im Jahresvergleich 2022–2023 zeigt sich Folgendes: Carcere Penale La Stampa (+ 723 psychiatrische 
Konsultationen); EPO (+ 834 psychiatrische Konsultationen). 
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Eintrittsabklärung durch Gesundheitsfachpersonal durchzuführen ist.41 Bei Bedarf ist 
eine ärztliche bzw. psychiatrische Untersuchung, Behandlung und Betreuung 
einzuleiten. Die Kommission empfahl ebenso, bei der medizinischen Eintrittsabklärung 
systematisch somatische Krankheiten und bestehende Medikation – insbesondere 
Infektionskrankheiten –, psychische Krankheiten und bisherige Therapien einschliesslich 
Substanzabhängigkeiten und Substitutionstherapien, Suizidalität und 
Selbstverletzungsgefahr sowie den geschlechtsspezifischen Gesundheitszustand von 
Frauen zu erfassen.42 

33. Im Rahmen der Befragung gab die überwiegende Mehrheit der beteiligten Einrichtungen 
an, eine medizinische Eintrittsabklärung durchzuführen.43 Eine Mehrheit führt die 
medizinische Eintrittsabklärung unter der Woche innerhalb der ersten 24 Stunden 
durch.44 Rund ein Drittel der Einrichtungen innerhalb von 24 bis 72 Stunden. Ausnahme 
bildet hierzu eine Einrichtung, die nach eigener Rückmeldung medizinische 
Eintrittsabklärungen ausschliesslich bei Bedarf durchführt. Eine weitere Einrichtung 
nimmt medizinische Eintrittsabklärungen ebenfalls nur im Bedarfsfall vor, gestützt auf 
die Erkenntnisse aus dem allgemeinen Eintrittsgespräch, das vom 
Justizvollzugspersonal durchgeführt wird. 

34. Im Rahmen der Befragung wurden der Kommission verschiedene Dokumente 
übermittelt. Von 18 Gesundheitsdiensten erhielt sie die für die medizinische 
Eintrittsabklärung benutzten Formulare. Sie stellt fest, dass die Formulare in den 
Westschweizer Kantonen inhaltlich am ausführlichsten ausgestaltet sind. Gemäss den 
Formularen müssen Angaben zu Personendaten, eigene Einschätzung des 
Gesundheitszustandes, chronischen Krankheiten, Schmerzen, Allergien, zur Erfassung 
einer möglichen Ansteckung mit Tuberkulose, zu psychischen Krankheiten, Einnahme 
von Psychopharmaka, Gemütszustand, früheren Suizidversuchen, Selbstverletzungen, 
früheren Gewalterlebnissen, Substanzabhängigkeiten, Impfungen, medizinischen 
Behandlungen abgefragt werden. Teilweise benutzen die Einrichtungen innerhalb eines 
Kantons einheitliche Formulare, die in verschiedenen Sprachen vorliegen.  

35. Den Rückmeldungen ist grundsätzlich zu entnehmen, dass im Rahmen der 
medizinischen Eintrittsabklärungen mit einzelnen Ausnahmen alle medizinisch 
relevanten Abklärungen getroffen werden. Allerdings sind lediglich bei einer Minderheit 
der Einrichtungen körperliche Untersuchungen Bestandteil der medizinischen 
Eintrittsabklärung.45 In einzelnen Einrichtungen wird zudem die psychische Gesundheit 
nicht vollumfänglich erfasst, d.h. es fehlen die Fragen zur Suizidalität, der 
Selbstverletzungsgefahr oder auch allgemein zum psychischen Zustand.46 Die 

 
41 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 82; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 19. 
42 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 83 und 84; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 21. 
43 26 Einrichtungsleitungen berichteten von der Durchführung von medizinischen Eintrittsabklärungen.  
44 17 Einrichtungen meldeten, dass die medizinischen Eintrittsabklärungen unter der Woche innerhalb von 24 
Stunden stattfinden; in zehn Einrichtungen gilt dies auch für das Wochenende, während sieben Einrichtungen 
zurückmeldeten, dass am Wochenende keine medizinischen Eintrittsabklärungen stattfinden. 
45 Neun Gesundheitsdienste nannten körperliche Untersuchungen als Bestandteil der Eintrittsabklärung. 
46 Dies betraf drei Einrichtungen. 
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Kommission kommt zum Schluss, dass auch hinsichtlich der inhaltlichen Ausgestaltung 
der medizinischen Eintrittsabklärungen weiterhin Handlungsbedarf besteht.47  

4. Regionale Unterschiede bei der Dokumentation von Anzeichen von 
Gewaltanwendungen  

36. Die Kommission empfahl bereits im ersten Gesamtbericht, dass geltend gemachte 
Gewaltanwendungen und beobachtete Spuren von Verletzungen fachgerecht zu 
dokumentieren sind.48 Zudem sind diese Protokolle und Berichte systematisch an die 
zuständigen Behörden weiterzuleiten.49 

37. Die überwiegende Mehrheit der an der Befragung beteiligten Gesundheitsdienste gab 
an, Anzeichen von Gewaltanwendungen zu dokumentieren.50 Nur zwei Einrichtungen 
verneinten diese Praxis. Grössere Unterschiede bestehen in Bezug auf den Inhalt der 
Dokumentation.  

38. Die überwiegende Mehrheit der Einrichtungen gab an, die Aussagen der betroffenen 
Person, die für die medizinische Untersuchung relevant sind (einschliesslich einer 
Beschreibung ihres Gesundheitszustandes und aller Vorwürfe der Gewaltanwendung) 
zu dokumentieren.51 Ebenso gab die Mehrheit der Einrichtungen an, dass sie zudem die 
Darstellung der auf einer gründlichen Untersuchung basierenden objektiven 
medizinischen Befunde festhalten.52 Weitaus seltener werden die Einschätzungen des 
medizinischen Personals zur Vereinbarkeit der geäusserten Vorwürfe mit den 
erhobenen Befunden festgehalten.53 Erwähnenswert ist schliesslich, dass im Kanton 
Waadt die Möglichkeit besteht, die betroffene Person durch ärztliches Fachpersonal der 
«Medizin bei Verletzungen durch Gewalt» (médecin des violences) der CHUV 
untersuchen zu lassen. 

39. Im Rahmen der Überprüfung der zugestellten Dokumente stellte die Kommission fest, 
dass zwischen dem Konkordat der lateinischen Schweiz und den übrigen Konkordaten 
Unterschiede bestehen. Zwar führen mehrere Einrichtungen aus den 
deutschschweizerischen Konkordaten die Frage nach Verletzungen im 
Eintrittsfragebogen auf. Ausführliche interne Dokumente mit Prozessbeschreibungen 
oder ein spezifisches Formular liegen jedoch nur in den Einrichtungen Prison de Champ-
Dollon, drei Gefängnissen aus dem Kanton Waadt54 und dem Carcere penale La Stampa 
vor.55 Die Kommission begrüsst diese detaillierten Dokumente, die den internationalen 

 
47 Siehe auch Ziff. 64 ff. betreffend geschlechtsspezifische Fragen. 
48 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 24; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 86. 
49 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 25; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 86. 
50 Insgesamt berichteten 26 Gesundheitsdienste, dass Gewaltanwendungen und beobachtete Spuren von 
Verletzungen dokumentiert werden. 
51 Dies betraf 23 Gesundheitsdienste. 
52 Dies betraf 19 Gesundheitsdienste. 
53 Dies betrifft neun Gesundheitsdienste. 
54 Namentlich das Prison du Bois-Mermet, das Prison de la Croisée und das EPO. 
55 HUG (SMP), Ordre de Service, Modalités de rédaction d’un constat de lésions traumatiques, 29 juin 2017. So 
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Standards, namentlich dem Istanbul Protokoll56, weitgehend entsprechen.  

40. In Bezug auf die systematische Weiterleitung der Dokumentation von Anzeichen von 
Gewaltanwendungen an eine unabhängige Behörde bestätigen sich die Feststellungen 
der Kommission aus den früheren Gesamtberichten. Die Mehrheit der beteiligten 
Einrichtungen gab an, die Dokumente nicht an eine unabhängige Behörde 
weiterzuleiten.57 Als Gründe für die fehlende systematische Weiterleitung wurden vor 
allem das Erfordernis der Einwilligung der betroffenen Person sowie unzureichende 
Kenntnisse der Gesundheitsdienste über entsprechende Abläufe genannt. 

41. Insgesamt meldeten 16 Einrichtungen bewährte Praktiken im Zusammenhang mit der 
Dokumentation der Anzeichen von Gewaltanwendungen. So meldete das Gefängnis 
Zürich, dass Anzeichen physischer und psychischer Gewalt beim Eintritt festgehalten 
werden und der inhaftierten Person auf Wunsch die Konsultation einer ärztlichen 
Fachperson ermöglicht wird. Das Kantonalgefängnis Frauenfeld teilte mit, dass 
Anzeichen von Gewaltanwendungen detailliert dokumentiert und durch Fotobelege 
ergänzt werden. Im Regionalgefängnis Bern werden Anzeichen für Gewaltanwendungen 
unter Umständen durch die Vollzugskoordination an die Staatsanwaltschaft 
weitergeleitet, etwa wenn Hinweise auf Polizeigewalt vorliegen. Die 
Vollzugskoordination, die Bereichsleitung und die Direktion werden über solche 
Vorkommnisse durch den Gesundheitsdienst informiert. Bei Anzeichen für 
Gewaltanwendungen unter inhaftierten Personen, etwa bei sexuellen Übergriffen, wird 
die Polizei hinzugezogen. Aus den Rückmeldungen der Einrichtungen geht hervor, dass 
sich insbesondere die Information der betroffenen Person über bestehende 
Meldemöglichkeiten als bewährte Vorgehensweise etabliert hat. 

5. Weitgehende Umsetzung der epidemienrechtlichen Vorgaben 

42. Die Kommission empfahl im ersten und zweiten Gesamtbericht, Informationen zu 
übertragbaren Krankheiten niederschwellig zugänglich zu machen und bei Bedarf 

 
wird u. a. beschrieben, dass die Dokumentation die ausführliche Anamnese und die objektiven klinischen 
Befunde enthalten muss sowie auch die von der betroffenen Person berichtete Situation. Die Beschreibung der 
Verletzung muss genau sein und bspw. die Lokalisation, Farbe und Grösse der Verletzung enthalten. Zudem 
muss der psychische Zustand der Person dokumentiert werden. Schliesslich wird festgehalten, an welche 
zuständige Person bzw. Behörde die Dokumentation weitergeleitet wird sowie auch, dass die Zustimmung der 
betroffenen Person einzuholen ist. Siehe auch CHUV, Service de médecine et psychiatrie pénitentiaires (SMPP), 
Instruction de travail, Constat de coups et blessures, 26. Mai 2015. Darin wird u. a. festgelegt, wann die 
Dokumentation durchgeführt werden muss und festgehalten, dass alle Mitarbeitenden des Gesundheitsdienstes 
dies tun können. Dokumentiert werden müssen u. a. die Aussage der betroffenen Person und die Beschreibung 
der Verletzungen. Die Fachexperten der «Gewaltmedizin» werden eingeschaltet, wenn die Verletzungen 
mutmasslich von der Polizei oder vom Fachpersonal Justizvollzug stammen sowie im Falle von Verletzungen 
aufgrund eines sexuellen Übergriffes. Siehe auch CHUV (SMPP), Procédure, Consultation de l’unité de la 
médecine de violences (UMV) au sein des établissements carcéraux du canton du Vaud.  
56 OHCHR, Istanbul Protocol, Manual on the Effective Investigation and Documentation of Torture and Other 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment, 2022. 
57 Insgesamt verneinten 17 Gesundheitsdienste diese Frage, während sie von neun Gesundheitsdiensten bejaht 
wurde. 
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Hepatitis- sowie HIV/Aids-Tests anzubieten.58 Die Vorgaben der Epidemienverordnung59 
und kantonaler Bestimmungen sollten in internen Konzepten verankert und die 
Mitarbeitenden regelmässig geschult werden. Zudem empfahl die Kommission, dass 
Massnahmen zur Verhütung von sexuellen oder anderen übertragbaren Krankheiten 
getroffen werden. Insbesondere sollten Kondome, steriles Injektionsmaterial, 
Substitutionsmittel und Impfungen während des gesamten Aufenthalts niederschwellig 
zur Verfügung stehen. 

43. Betreffend der epidemienrechtlichen Vorgaben lässt sich in den meisten Bereichen eine 
Umsetzung der Empfehlungen der Kommission feststellen. Dies zeigt sich insbesondere 
darin, dass Informationen zu übertragbaren Krankheiten sowie zu präventiven 
Massnahmen niederschwellig zugänglich sind. Die überwiegende Mehrheit der 
beteiligten Einrichtungen gab an, dass neben Informationen für die Mitarbeitenden auch 
für die inhaftierten Personen Merkblätter zu übertragbaren Krankheiten in mehreren 
Sprachen zur Verfügung stehen.60 Es werden Aufklärungsgespräche und Tests 
angeboten, und in der überwiegenden Mehrheit der Einrichtungen sind Kondome frei 
verfügbar.61 Verschiedene Einrichtungen gaben an, den Zugang zu sterilem 
Injektionsmaterial eingeführt oder deren Einführung geplant zu haben.62 Schliesslich 
wird in vielen Einrichtungen das Justizvollzugspersonal regelmässiger zu 
Präventionsmassnahmen im Zusammenhang mit übertragbaren Krankheiten geschult.63 

44. Im Rahmen der Befragung gab die überwiegende Mehrheit der Einrichtungen an, über 
Konzepte, Richtlinien oder Merkblätter zu übertragbaren Krankheiten zu verfügen.64 
Ebenso viele Einrichtungen gaben an, welche Krankheiten in den Dokumenten 
thematisiert werden.65 In den meisten Fällen handelt es sich um HIV, Hepatitis-
Erkrankungen, Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten. Einzelne Einrichtungen gaben 
darüber hinaus an, dass in den Merkblättern weitere Informationen zu Erkrankungen wie 
Krätze thematisiert werden.66 Die Kommission erhielt von 20 Einrichtungen 
entsprechende Dokumente zu übertragbaren Krankheiten, acht Einrichtungen 

 
58 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 83; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 28; Der Bundesrat hat am 29. November 2023 das 
«Nationale Programm (NAPS): Stopp HIV, Hepatitis B-, Hepatitis C-Virus und sexuell übertragene Infektionen» 
verabschiedet. Darin werden Menschen im Freiheitsentzug als eine der Schlüsselgruppen für die Prävention von 
HIV, sexuell übertragenen Infektionen sowie von Hepatitis B und C bezeichnet. 
59 Insbesondere Art. 30 der Verordnung vom 29. April 2015 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des 
Menschen (Epidemienverordnung, EpV), SR 818.101.1. 
60 23 Gesundheitsdienste gaben an, dass es in der Einrichtung Konzepte / Richtlinien / Merkblätter zum Thema 
«übertragbare Krankheiten» für Mitarbeitende gibt. 25 Gesundheitsdienste gaben an, dass es Merkblätter zu 
diesem Thema für inhaftierte Personen gibt.  
61 Insgesamt gaben 27 Gesundheitsdienste an, Verhütungsmittel wie Kondome oder HIV-PrEP abzugeben; 26 
Gesundheitsdienste bieten Aufklärungsgespräche an; jeweils 23 Gesundheitsdienste berichteten vom Auflegen 
von Merkblättern und vom Angebot von Impfungen; 18 Gesundheitsdienste gaben an, Desinfektionsmittel 
abzugeben, und fünf nannten weitere präventive Massnahmen. 
62 Acht Gesundheitsdienste gaben an, steriles Injektionsmaterial als Mittel zur Minimierung von Infektionen zur 
Verfügung zu stellen. 
63 16 Gesundheitsdienste gaben an, dass Schulungen/Nachschulungen zum Thema «übertragbare Krankheiten» 
stattfinden. 
64 Dies betraf 23 Einrichtungen. 
65 Dies betraf 25 Einrichtungen. 
66 Dies betraf zwei Einrichtungen. 
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übermittelten die Merkblätter für inhaftierte Personen. Obwohl die Mehrheit der befragten 
Einrichtungen über Unterlagen zu übertragbaren Krankheiten verfügt, stellt die 
Kommission fest, dass nur in wenigen Dokumenten die epidemienrechtlichen Vorgaben 
explizit festgehalten sind. 

6. Keine Umsetzung der Empfehlung zur Medikamentenabgabe 

45. In beiden Gesamtberichten hat die Kommission festgehalten, dass die Abgabe 
rezeptpflichtiger Medikamente nur durch das Gesundheitsfachpersonal erfolgen sollte.67 
Die Kommission stützt sich dabei auf einschlägige internationale Vorgaben.68 
Ausserdem hat sie die Einrichtungen darin bestärkt, Massnahmen zur Wahrung der 
Vertraulichkeit und der korrekten Abgabe von Medikamenten zu treffen, falls die Abgabe 
über das Gesundheitsfachpersonal nicht möglich ist. Diesbezüglich stellt die 
Kommission keine Umsetzung ihrer Empfehlung fest. Allerdings weist sie darauf hin, 
dass die entsprechende Richtlinie des Schweizerischen Kompetenzzentrums für den 
Justizvollzug (SKJV) die Abgabe rezeptpflichtiger Medikamente durch 
Justizvollzugspersonal ausdrücklich zulässt.69 

 

46. Unabhängig von der Grösse erfolgt in etwas mehr als der Hälfte aller Einrichtungen70 die 
Medikamentenabgabe ausschliesslich durch das Justizvollzugspersonal. In mehreren 

 
67 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 119; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 122. 
68 Ärztlich verordnete Medikamente sollen grundsätzlich nur unter Kontrolle von medizinischem Fachpersonal 
vorbereitet und von ihnen abgegeben werden; Gesundheitsdienste in Gefängnissen, Auszug aus dem 
3. Jahresbericht des CPT, CPT/Inf(93)12-part (zit. CPT/Inf(93)12-part), Ziff. 38; Report to the Norwegian 
Government on the visit to Norway carried out by the European Committee for the Prevention of Torture and 
Inhuman or Degrading Treatment or Punishment (CPT) from 28 May to 5 June 2018, 17. Januar 2019, 
CPT/Inf(2019)1, Ziff. 48; Art. 321 StGB (Berufsgeheimnis) und Art. 24 HMG; Richtlinien SAMW, Ärztliche Tätigkeit 
bei inhaftierten Personen, 28. November 2002, S. 16. 
69 SKJV, Grundlagenpapier Medikation im Freiheitsentzug, März 2023, S. 12. 
70 Die betraf 16 Einrichtungen. 
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Einrichtungen übernimmt das Justizvollzugspersonal diese Aufgabe nur zu Randzeiten 
bzw. häufig in der Nacht.71 Damit ist neben der fachgerechten Handhabung auch die 
erforderliche medizinische Vertraulichkeit nicht gewährleistet. Wenig überraschend 
werden in diesem Zusammenhang auch rezeptpflichtige Medikamente, einschliesslich 
Substitutionsmedikation, durch das Justizvollzugspersonal abgegeben.72 Die Abgabe 
von Substitutionsmedikation durch nicht-medizinische Mitarbeitende erachtet die 
Kommission weiterhin als besonders problematisch. Eine Einrichtungsleitung gab an, 
dass die Abgabe nur durch Gesundheitsfachpersonal nicht realistisch ist, da dies zu viele 
Ressourcen bindet. Zudem unterstütze die Abgabe durch das Justizvollzugspersonal die 
Dynamische Sicherheit.73 Bislang stellen nur einzelne Einrichtungen in der Westschweiz 
die ausschliessliche Abgabe durch Gesundheitsfachpersonal sicher. Diese Handhabung 
zeigt, dass die Empfehlungen der Kommission in der Praxis umgesetzt werden könnten.  

47. Bei der Analyse der ihr zur Verfügung stehenden Dokumente zur 
Medikamentenabgabe74 stellte die Kommission ausserdem fest, dass die vertrauliche 
Abgabe in keinem der Dokumente erwähnt wird. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
die Mehrheit der Einrichtungen angab, dass das Justizvollzugspersonal in der Regel 
keinen Zugang zu den Patientendossiers hat.75 

48. Verschiedene Einrichtungen gaben bewährte Praktiken an. In diesen Einrichtungen wird 
etwa die Substitutionsmedikation nur durch Gesundheitsfachpersonal abgegeben oder 
die zubereiteten Medikamente gemäss dem Vieraugenprinzip nochmals überprüft. Das 
Kantonalgefängnis Frauenfeld hebt ausdrücklich hervor, dass das eingeführte 
Medikamentenkonzept zu einer geringeren Fehlerquelle geführt hat, da die 
Medikamente durch Gesundheitsfachpersonal vorbereitet werden. Zudem wird im 
Medikamentenkonzept76 ein besonderes Augenmerk auf die Sicherheit bei der 
Medikamentenabgabe, namentlich auf das «Vier-Augen-Prinzip» und die «6-R-
Regel»77, gelegt. Die Abgabeprozedur ist detailliert aufgeführt. 

 
71 In acht Einrichtungen. 
72 Sieben Einrichtungen meldeten zurück, dass alle im Fragebogen aufgeführten Medikamente durch das 
Justizvollzugspersonal abgegeben werden; 11 Einrichtungen gaben an, dass sowohl rezeptpflichtige als auch 
nicht-rezeptpflichtige Medikamente sowie Reservemedikation und Substitutionsmedikation durch das 
Justizvollzugspersonal abgegeben werden; in acht Einrichtungen werden hingegen bloss nicht-rezeptpflichtige 
Medikamente und Reservemedikation durch das Justizvollzugspersonal abgegeben. 
73 Gemäss Rückmeldung: « La distribution des médicaments uniquement pars les infirmiers n‘est pas réaliste 
dans les établissements pénitenciers. Le nombre de collaborateurs à mettre à disposition pour assurer ce travail 
est trop élevés. La distribution des médicaments par les agents de détention renforce la sécurité dynamique et 
améliore les contacts entre les collaborateurs et les personnes détenues. » 
74 12 Einrichtungen übermittelten der Kommission Dokumente zur Medikamentenabgabe. 
75 Dies betraf 20 Einrichtungen; Ausnahmen bilden sechs Einrichtungen, die jedoch mehrheitlich angaben, dass 
das Justizvollzugspersonal nur im Notfall Zugang zum Patientendossier oder nur Einsicht ins Medikamentenblatt 
hat; zwei Einrichtungen gaben an, dass nicht das gesamte Justizvollzugspersonal Zugang zum Patientendossier 
hat. 
76 Amt für Justizvollzug, Kanton Thurgau, Medikamenten-Konzept, 19. November 2024.  
77 Die 6-R-Regel beschreibt die Grundsätze der sicheren Medikamentenverabreichung: richtige Patientin bzw. 
richtiger Patient, richtiges Medikament, richtige Dosierung, richtiger Zeitpunkt, richtige Verabreichungsform und 
richtige Dokumentation. 
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7. Grosse Herausforderungen im Rahmen der psychiatrischen Versorgung  

49. Die Auswertung der Befragung verdeutlicht besondere Herausforderungen im Bereich 
der psychiatrischen Versorgung. Die Kommission empfahl in beiden Gesamtberichten, 
inhaftierten Personen einen regelmässigen, zeitnahen und niederschwelligen Zugang zu 
einer psychiatrischen Grundversorgung durch Fachpersonen mit Erfahrung im Bereich 
des Freiheitsentzugs zu gewährleisten und die psychotherapeutische Krisenintervention 
auszubauen.78  

50. Im Rahmen der Befragung gaben nahezu alle Gesundheitsdienste an, dass die 
psychiatrische Behandlung in den jeweiligen Einrichtungen über einen Vertrag mit einer 
institutionellen psychiatrischen Einrichtung erfolgt. Nur vereinzelt bestehen Verträge mit 
niedergelassenen psychiatrischen Fachpersonen, die zu festgelegten Zeiten in der 
jeweiligen Einrichtung tätig sind. Eine Einrichtung organisiert die psychiatrische 
Versorgung fallbezogen, über ad hoc-Anfragen bei externen psychiatrischen 
Fachpersonen. Ein Notfallpsychiatrischer Dienst wurde in keiner Einrichtung als primäre 
Versorgungsform genannt. Ebenso wurde kein vollständiges Fehlen psychiatrischer 
Behandlung gemeldet. Diese Angaben zeigen, dass die psychiatrische Versorgung im 
Freiheitsentzug in der Regel über institutionell eingebundene Strukturen erfolgt. 

51. Dennoch bleibt die psychiatrische Behandlung gemäss Auswertung insgesamt 
medikamentenorientiert.79 Im Gegensatz dazu sind psychotherapeutische 
Behandlungen, weitere psychiatrische Therapien und der Zugang zur Krisenintervention 
nicht in allen Einrichtungen sichergestellt.80 

52. Weiter gaben mehrere Einrichtungen in der Befragung an, dass der Zugang zur 
psychiatrischen Versorgung grundsätzlich mit Wartezeiten verbunden ist.81 Es wurden 
Zeitspannen von rund sieben Tagen bis hin zu zwei Wochen genannt, in Einzelfällen 
sogar bis zu einem Monat. Die Wartezeiten für psychiatrische Konsultationen sind zwar 
nicht zwingend länger als ausserhalb des Freiheitsentzugs, der Bedarf an zeitnaher und 
angemessener psychiatrischer Versorgung ist im Freiheitsentzug aufgrund der 
besonderen Belastungen des Haftumfelds jedoch in der Regel höher.82 

53. Schliesslich weisen die Antworten betreffend den Zugang der inhaftierten Personen zur 
psychiatrischen Versorgung ebenfalls Inkonsistenzen auf. Nur in drei Einrichtungen 

 
78 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 108; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 44. 
79 In 28 Einrichtungen stehen medikamentöse psychiatrische Behandlungen zur Verfügung. Ebenso haben 
inhaftierte Personen in 22 Einrichtungen Zutritt zu psychologischen Behandlungen und in 19 Einrichtungen zu 
weiteren psychiatrischen Therapien. Schliesslich haben inhaftierte Personen in 20 Einrichtungen Zugang zu 
Kriseninterventionen. Als weitere Optionen werden u. a. der Zugang zu Gruppenaktivitäten und eine 
Spezialstation für psychisch auffällige inhaftierte Personen erwähnt. 
80 In 22 Einrichtungen besteht Zugang zu psychologischen Behandlungen und in 19 Einrichtungen zu weiteren 
psychiatrischen Therapien. Schliesslich haben inhaftierte Personen in 20 Einrichtungen Zugang zu 
Kriseninterventionen. 
81 Sieben Einrichtungen meldeten Wartezeiten von bis zu sieben Tagen, fünf Einrichtungen meldeten Wartezeiten 
von bis zu zwei Wochen, 1 Einrichtung meldete Wartezeiten von bis zu einem Monat. 
82 Essex Paper 3, S. 61. 
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deckten sich die Rückmeldungen beider Gruppen vollständig.83  

7.1. Qualitätsunterschiede bei den Konzepten zur Suizidprävention 

54. Die Kommission empfahl im zweiten Gesamtbericht, klare Vorgehensweisen zur 
Suizidprävention in Konzepten bzw. Merkblättern festzuhalten und die Mitarbeitenden 
regelmässig zu schulen.84 Die überwiegende Mehrheit der befragten Einrichtungen 
meldete in diesem Zusammenhang zurück, dass Konzepte und/oder Merkblätter für die 
Benutzung der Sicherheitszelle vorhanden sind.85 Die Kommission erhielt acht Konzepte 
und/oder Merkblätter zur Suizidprävention. Diese Konzepte variieren erheblich in ihrer 
Qualität und lassen vielfach offen, an welche Adressaten sie sich konkret richten. 
Während zwei Konzepte durch eine vergleichsweise ausführliche Ausgestaltung mit 
klaren Vorgaben positiv hervorzuheben sind, enthält mindestens ein Konzept 
Terminologien, die aus Sicht der Kommission als veraltet und potenziell stigmatisierend 
zu erachten sind.86 

7.2. Uneinheitliche Entwicklung bei den Sicherheitsmassnahmen 

55. Die Kommission empfahl in beiden Gesamtberichten, eine Einweisung in die 
Sicherheitszelle bei vorliegender Selbstgefährdung oder Suizidalität schriftlich zu 
verfügen, in einem Register einzutragen und die Massnahme so kurz wie möglich zu 
halten, verbunden mit einer raschen Verlegung in eine geeignete psychiatrische 
Einrichtung.87 Zwar bejahen alle Einrichtungen die Notwendigkeit einer Verfügung, und 
die überwiegende Mehrheit führt ein entsprechendes Register.88 Die Kommission stellt 
jedoch fest, dass hinsichtlich der Zuständigkeit für die Anordnung von Verlegungen in 
Sicherheitszellen sich widersprechende Angaben gemacht wurden. Bei der Frage, wer 
für die Verfügungen zuständig ist, lagen innerhalb von zehn Einrichtungen 
widersprüchliche Angaben zwischen den Einrichtungsleitungen und den 
Gesundheitsdiensten vor. Nach Ansicht der Kommission können sich unklare 
Zuständigkeiten im Entscheidungsprozess nachteilig auf die gesundheitliche 
Versorgung der betroffenen Person auswirken. 

56. Die überwiegende Mehrheit89 der befragten Einrichtungen gab an, eine maximale 
Aufenthaltsdauer für die Sicherheitszellen festgelegt zu haben. Diese fällt jedoch 
teilweise sehr hoch aus, sodass betroffene Personen über längere Zeiträume – teils 

 
83 Bei einer Einrichtung stimmten die Angaben der Einrichtungsleitung und des Gesundheitsdienstes bei keiner 
Antwortoption überein. 
84 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 48. 
85 So beantworteten 28 Einrichtungsleitungen bzw. 21 Gesundheitsdienste, dass sie über solche Dokumente 
verfügen. 
86 Gemeint sind u. a. folgende Umschreibungen: «[…] manipulativer Einsatz der Schilderung suizidaler 
Symptome» oder «[…] einen Suizidversuch, dessen Motiv primär ein Appell an Mitmenschen zu sein scheint». 
87 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 123; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 51. 
88 Das betrifft 23 von 31 Einrichtungen. 
89 26 Einrichtungsleitungen und 22 Gesundheitsdienste. 
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während Wochen – dort untergebracht werden können.90 Die Kommission ist sich 
bewusst, dass die nach wie vor begrenzte Anzahl geeigneter Klinikplätze einen direkten 
Einfluss auf die Dauer der Sicherheitsmassnahmen innerhalb der Einrichtungen hat. So 
meldeten nur sechs Gesundheitsdienste einen möglichen Transfer innerhalb von 24 
Stunden. Weitere neun Einrichtungen berichteten von Wartezeiten zwischen einem und 
mehreren Tagen, während vier Einrichtungen angaben, dass ein Transfer unter 
Umständen auch Wochen in Anspruch nehmen kann. Die Kommission ist deshalb der 
Ansicht, dass der regionale interdisziplinäre Austausch zwischen externen 
psychiatrischen Kliniken und dem Justizvollzug ausgebaut werden sollte. 

57. Die Kommission empfahl im zweiten Gesamtbericht, dass der Gesundheitsdienst oder 
die zuständige medizinische Fachperson bei einer Einweisung in die Sicherheitszelle 
umgehend zu informieren ist, und die betroffene Person während der 
Sicherheitsmassnahme so häufig wie gesundheitlich angezeigt medizinisch und 
psychiatrisch betreut werden soll.91 Gemäss den Rückmeldungen wird die 
Gesundheitsversorgung einer Person in der Sicherheitszelle – hauptsächlich durch 
Gesundheitsfachpersonen oder ärztliches Fachpersonal92 – innerhalb eines Tages oder 
sogar früher gewährleistet.93 

58. Eine Einrichtung hob die «engmaschige Begleitung durch Soziale Arbeit, medinische 
und psychiatrische Versorgung sowie die Seelsorge» als bewährte Praktik hervor.  

7.3. Mögliche Anwendung von Zwangsmassnahmen in der Sicherheitszelle  

59. Aus menschenrechtlicher Sicht sind die Rückmeldungen94 der befragten Einrichtungen 
zu den möglichen Zwangsmassnahmen in der Sicherheitszelle besonders relevant.95 So 
können in einzelnen Einrichtungen zusätzlich Fesselungen und Fixierungen 
vorgenommen werden.96 Als weitere Massnahmen wurden «situative Fixierung bis 

 
90 Vier Einrichtungsleitungen gaben eine maximale Aufenthaltsdauer von zwei bis vier Tagen an, fünf 
Einrichtungsleitungen eine Dauer von fünf bis sieben Tagen. Neun Einrichtungsleitungen nannten eine 
Höchstdauer von 14 Tagen, eine Einrichtungsleitung eine Dauer von bis zu 20 Tagen. Sechs Gesundheitsdienste 
berichteten von einer maximalen Aufenthaltsdauer von drei bis vier Tagen, 11 Gesundheitsdienste von einer 
Dauer von zehn bis 14 Tagen. 
91 Die Empfehlung der Kommission beinhaltet auch die tägliche Überprüfung. Dieser Aspekt war nicht Teil des 
Fragebogens. Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-2019, Ziff. 123; Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 52. 
92 20 Gesundheitsdienste gaben an, dass die Fachärztin bzw. der Facharzt Psychiatrie dies übernimmt; 24 
Gesundheitsdienste meldeten, dass es die Gesundheitsfachpersonen sind; 17 Gesundheitsdienste nannten auch 
die somatische Ärztin bzw. den somatischen Arzt. Acht beschreiben noch weitere Möglichkeiten, u.a. die 
Sozialarbeiterin bzw. der Sozialarbeiter und die Einrichtungsleitung. 
93 Jeweils sieben Einrichtungen meldeten zurück, dass die Personen nach durchschnittlich einer Stunde, nach 
sechs Stunden und nach 24 Stunden aufgesucht werden; sechs Gesundheitsdienste gaben an, dass dies nach 
12 Stunden geschieht. 
94 Dieser thematische Bereich wurde in die Befragung aufgenommen. Es gibt aber keine spezifische Empfehlung 
in den Gesamtberichten. Siehe Fn. 9. 
95 Recommendation CM/Rec(2025)2 of the Committee of Ministers to member States regarding the promotion of 
the mental health of prisoners and probationers and the management of their mental disorders, 26 February 
2025, Ziff. 21.2; CPT/Inf(93)12-part, Ziff. 44. 
96 Während dem Aufenthalt in der Sicherheitszelle kann es gemäss den Rückmeldungen von neun 
Einrichtungsleitungen und sechs Gesundheitsdiensten zu weiteren Zwangsmassnahmen kommen. Von den neun 
Einrichtungen gaben nur zwei an, dass es sich hier um Fesselungen und Fixierungen handelt, sechs 
Einrichtungen erwähnten andere Massnahmen.  
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Fachperson eintrifft» sowie, «Schutzasrüstung bei Selbstverletzungsgefahr» oder 
«Handschellen bei Verlegung» gemeldet. Eine weitere Einrichtung gab an, dass die 
Voraussetzungen für Fixierungen vorhanden sind, diese bislang jedoch nicht 
angewendet wurden. Von den sechs Gesundheitsdiensten, die mögliche 
Zwangsmassnahmen meldeten, nannte jeweils einer Fixierungen und einer 
Fesselungen. Vier Gesundheitsdienste gaben weitere Massnahmen an, wie etwa das 
erzwungene Wechseln der Kleidung oder die Entfernung von bzw. Verlängerung des 
Zugangs zu gefährlichen Gegenständen.  

60. Die Kommission weist darauf hin, dass acht Gesundheitsdienste die Antwort auf diese 
Frage nicht kannten. Unklar bleibt daher aufgrund der Befragung, ob diese 
Zwangsmassnahmen in Absprache mit dem Gesundheitsdienst – insbesondere im 
Hinblick auf die psychische und physische Verfassung der betroffenen Person – 
angeordnet oder durchgeführt werden. 

7.4. Fehlende Unterscheidung von Disziplinar- und Sicherheitsmassnahmen  

61. Ebenso empfahl die Kommission, zwischen Disziplinararresten und 
Sicherheitsmassnahmen klar zu unterscheiden.97 In der Mehrheit der Einrichtungen 
werden für Sicherheitsmassnahmen verwendete Zellen nach wie vor sowohl als 
Sicherheits- als auch als Disziplinarzellen genutzt.98 Hervorzuheben ist jedoch, dass 
zwei Einrichtungen angaben, die Zellen eindeutig zu unterscheiden.99 Die Kommission 
kommt zum Schluss, dass die notwendige Unterscheidung von Sicherheitsmassnahmen 
und Disziplinarsanktionen grösstenteils noch nicht umgesetzt wurde. 

62. Insgesamt gelangt die Kommission zum Schluss, dass die psychiatrisch-
psychotherapeutische Versorgung in den befragten Einrichtungen weiterhin 
unzureichend ist, sowohl was die Behandlungsangebote betrifft als auch im Hinblick auf 
die Suizidprävention und den Umgang mit Sicherheitsmassnahmen. 

8. Geschlechtsspezifische Gesundheitsversorgung in gemischten 
Einrichtungen weiterhin lückenhaft  

63. Die Kommission empfahl im zweiten Gesamtbericht, dass Frauen in einer für sie 
geeigneten Einrichtung unterzubringen sind.100 Frauen sollen zudem nur in gemischten 
Einrichtungen untergebracht werden, wenn diese ihre geschlechtsspezifischen 
Bedürfnisse berücksichtigen.101 Die Kommission stellt jedoch fest, dass die 
Unterbringung von Frauen insbesondere in gemischten Einrichtungen immer noch 
besondere Schwierigkeiten mit sich bringt. So führen viele kleine gemischte 
Einrichtungen weiterhin keine eigenen Abteilungen für Frauen, sondern lediglich eine 

 
97 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 55. 
98 Gemäss Rückmeldungen der Einrichtungsleitungen werden in 21 Einrichtungen die Sicherheitszellen auch als 
Disziplinarzellen genutzt. 
99 Die JVA-Solothurn und das Untersuchungsgefängnis Olten.  
100 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 84. 
101 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 85. 
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zellenweise Trennung.102 Dies kann zu isolierenden Haftbedingungen führen und sich 
negativ auf die psychische Gesundheit auswirken. Daher empfahl die Kommission 
diesen Frauen im Einzelfall und auf Wunsch die Teilnahme an gemeinsamen Aktivitäten 
wie Sport und Beschäftigung zu ermöglichen.103 In Bezug auf das Arbeits- und 
Beschäftigungsangebot hat die Auswertung der Fragebogen ergeben, dass Frauen in 
gemischten Einrichtungen – unabhängig vom Vorhandensein einer eigenen 
Frauenabteilung – weiterhin nur eingeschränkt Zugang zu Arbeitsmöglichkeiten haben 
und ihnen nur reduzierte Arbeitszeiten zur Verfügung stehen.104 

64. Im zweiten Gesamtbericht empfahl die Kommission, dass im Rahmen der medizinischen 
Eintrittsabklärung geschlechtsspezifische Fragen zu erfassen sind.105 Anhand der 
Rückmeldungen stellt die Kommission mit Erstaunen fest, dass selbst in Einrichtungen 
mit einer grossen Zahl an Haftplätzen für Frauen oder in ausschliesslich auf Frauen 
ausgerichteten Einrichtungen bei der medizinischen Eintrittsabklärung – abgesehen von 
Fragen zu Schwangerschaft oder Menstruation – weiterhin keine geschlechts-
spezifischen Aspekte erhoben werden.106 In fünf Einrichtungen mit verhältnismässig 
vielen Haftplätzen für Frauen wird vollständig auf geschlechtsspezifische Fragen 
verzichtet. Daraus schliesst die Kommission, dass diese Aspekte im Rahmen der 
medizinischen Eintrittsabklärung immer noch unzureichend einbezogen und damit 
wichtige Bedürfnisse der inhaftierten Frauen nicht erkannt und nicht angemessen 
berücksichtigt werden. 

65. Im gleichen Gesamtbericht empfahl die Kommission weiter, dass Frauen insbesondere 
bei längeren Aufenthalten bei Bedarf bzw. unter Berücksichtigung der letzten 
gynäkologischen Untersuchung proaktiv die gynäkologische Jahreskontrolle angeboten 
werden sollte.107 Ausserdem empfahl die Kommission, alle Hygieneartikel (Binden, 
Tampons und andere gewünschte Artikel) unlimitiert, kostenlos, vertraulich und 
niederschwellig zur Verfügung zu stellen.108 Die Kommission stellt weiterhin fest, dass 
gynäkologische Jahreskontrollen in gemischten Einrichtungen trotz längerer Aufenthalte 
nicht proaktiv angeboten werden. Auch der grundsätzlich kostenlose Zugang zu den 
gängigen Hygieneartikeln erfolgt weiterhin nicht vertraulich und niederschwellig, da er 
mehrheitlich auf Anfrage über das Gesundheitsfachpersonal oder über das 
Justizvollzugspersonal erfolgt. Zudem sind in zwei Einrichtungen Tampons weiterhin 
kostenpflichtig.  

66. Die Kommission empfahl im Gesamtbericht, dass aufgrund von geschlechtsspezifischen 
Hygienebedürfnissen inhaftierten Frauen insbesondere während der Menstruation 

 
102 So konnte die Kommission den erhaltenen Unterlagen entnehmen, dass in zwei Einrichtungen mit 
zellenweiser Trennung von Männern am Stichtag 31. Januar 2024 je eine Frau untergebracht war. Gesamtbericht 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 81. 
103 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 85. 
104 Fünf von 16 Einrichtungen gaben an, dass die Angebote für Männer und Frauen identisch sind, während 11 
Einrichtungen angaben, dass einige Einschränkungen bestehen. 
105 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 89 und 90. 
106 Siehe Ziff. 33 ff. 
107 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 95. 
108 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 73. 
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tägliches Duschen zu ermöglichen ist.109 Im Rahmen der Befragung stellte sie fest, dass 
Frauen in der Mehrheit der Einrichtungen die Möglichkeit haben, täglich zu duschen.110 
Lediglich eine Einrichtung gab an, den Zugang auf zwei- bis dreimal pro Woche zu 
beschränken, wobei an Menstruationstagen eine Sonderregelung gilt. Insgesamt sind 
damit eine Verbesserung und eine weitgehende Umsetzung der entsprechenden 
Empfehlungen erkennbar. 

67. Die Kommission empfahl, dass in allen Einrichtungen, in denen Frauen untergebracht 
sind, auf eine geschlechtsspezifische psychiatrische Versorgung geachtet werden muss. 
Sie empfahl, die für die psychiatrische Grundversorgung zuständigen Fachpersonen für 
die spezifischen Bedürfnisse inhaftierter Frauen zu schulen und zu sensibilisieren sowie 
bei Bedarf eine entsprechende Versorgung und Betreuung extern zu organisieren.111 Im 
Rahmen der Befragung stellte die Kommission fest, dass acht Einrichtungen eine 
geschlechtsspezifische psychiatrische Versorgung anbieten.112 Unter den übrigen 
Einrichtungen, die ein solches Angebot nicht vorsehen, befinden sich drei mit einer 
grösseren Anzahl an Haftplätzen für Frauen. Nach Ansicht der Kommission ist damit 
eine gewisse Verbesserung erkennbar, auch wenn der Ausbau geschlechtsspezifischer 
psychiatrischer Angebote weiterhin notwendig bleibt. 

9. Erhöhte Sensibilisierung für die Bedürfnisse von LGBTIQ+-Personen 

68. Die Kommission empfahl den Justizvollzugsbehörden im ersten Gesamtbericht, 
Grundlagen zu erarbeiten, die den spezifischen gesundheitlichen Bedürfnissen von 
LGBTIQ+-Personen unter Achtung der Privatsphäre Rechnung tragen.113 Die 
Rückmeldungen in der Befragung zeigen, dass die Bedürfnisse der LGBTIQ+-Personen 
im Freiheitsentzug mit wenigen Ausnahmen in den letzten Jahren stärker ins 
Bewusstsein der Einrichtungen gerückt sind. Die Kommission stellt positive 
Entwicklungen in mehreren Bereichen fest, die auf eine zunehmende Sensibilisierung 
hindeuten.  

69. Eine positive Entwicklung ist bei den dazu eingereichten Konzepten und Grundlagen 
erkennbar: Von den neun Einrichtungen, die der Kommission schriftliche Unterlagen zur 
Gesundheitsversorgung von LGBTIQ+-Personen übermittelt haben, verfügten vier über 
eigene Konzepte, die an die Gegebenheiten der Einrichtung angepasst wurden. Diese 
wurden teilweise kürzlich (2024 oder 2025) eingeführt und spiegeln damit den aktuellen 
Stand der fachlichen Diskussion wider. Diese Konzepte betonen unter anderem das 
Äquivalenzprinzip und die Sicherstellung der Kontinuität begonnener Behandlungen – 
insbesondere bei Hormontherapien – oder etwa die selbstgewählte Anrede in der 
mündlichen Kommunikation, auch wenn die neue Geschlechtszuweisung 
zivilstandsrechtlich noch nicht anerkannt ist. Zudem sehen sie einen erleichterten 

 
109 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 77. 
110 In 16 Einrichtungen können Frauen täglich duschen. Eine Einrichtung gab an, dass der Zugang auf zwei- bis 
dreimal pro Woche beschränkt ist (mit einer Sonderregelung an Menstruationstagen). 
111 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2021, Ziff. 105. 
112 Drei der Einrichtungen verfügen ausschliesslich über Haftplätze für Frauen. 
113 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019-2019, Ziff. 130. 
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Zugang zu LGBTIQ+-Organisationen vor. Einzelne Einrichtungen setzen zudem auf 
einen interdisziplinären Ansatz, der medizinische und psychosoziale Aspekte verbindet. 
Weitere sechs Einrichtungen stützen sich auf das Grundlagenpapier des SKJV, das 
somit inzwischen breite Anerkennung als Referenzdokument gefunden hat.114 

70. Eine weitere Verbesserung sieht die Kommission bei den Schulungen, wobei fast die 
Hälfte der Einrichtungen aktuell über ein Schulungsangebot verfügt.115 Dies stellt einen 
deutlichen Anstieg gegenüber früheren Jahren dar. Eine Einrichtung führt neben den 
extern besuchten SKJV-Kursen zusätzlich eigene Workshops durch, die von der Leitung 
begleitet werden. Eine weitere Einrichtung führt ein mehrstufiges Schulungsprogramm: 
Zunächst werden Mitarbeitende allgemein sensibilisiert, anschliessend finden 
vertiefende interne Schulungen statt, ergänzt durch externe Angebote.116 Die 
Kommission begrüsst diese Entwicklungen ausdrücklich, da sie auf eine nachhaltige 
Sensibilisierung hindeuten und den Schutz sowie die medizinische Versorgung von 
LGBTIQ+-Personen im Freiheitsentzug verbessern.117 

71. Als bewährte Praktiken wurden von verschiedenen Einrichtungen das persönliche 
Gespräch mit der inhaftierten Person sowie das Eingehen auf die und die Prüfung ihrer 
individuellen Bedürfnisse angegeben. Weiter berichtete eine Einrichtung, dass das 
Vorgehen bei Leibesvisitationen von LGBTIQ+-Personen in einer internen Empfehlung 
festgelegt ist. 

72. Aufgrund der Rückmeldungen stellt die Kommission fest, dass einzelne Einrichtungen 
angaben, bislang keine LGBTIQ+-Personen untergebracht zu haben oder dass diese 
statistisch nicht relevant sind. Da diese Rückmeldungen den eigenen Feststellungen der 
Kommission im Rahmen ihrer Besuche widersprechen, ist davon auszugehen, dass 
entsprechende Aspekte in diesen Einrichtungen bislang nicht ausreichend erfasst 
werden und die Sensibilisierung für diese vulnerable Personengruppe unzureichend 
erfolgt ist. 

  

 
114 SKJV, Grundlagenpapier, Die Betreuung von LGBTIQ+ Personen im Freiheitsentzug, 2021. 
115 In 15 Einrichtungen hat das Gesundheitsfachpersonal Zugang zu Schulungsmodulen. 
116 Prison de Champ-Dollon. 
117 Aus Sicht der Kommission ist diese Entwicklung auch auf das LGBTIQ+-Grundlagenpapier des SKJV 
zurückzuführen. Dies zeigt der häufige Hinweis seitens der Einrichtungen auf das Dokument sowie auch die 
zunehmende Zahl von Schulungen zu diesem Thema. 
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D. Relevanz der Gesamtberichte für die Einrichtungen 

73. Ein weiterer wichtiger Aspekt der Erhebung bestand darin, die Kenntnisse der 
Gesamtberichte und somit die Relevanz der Arbeit der NKVF im Bereich der 
Überprüfung der Gesundheitsversorgung in Einrichtungen des Freiheitsentzuges zu 
erfassen. Im Zentrum stand die Frage, ob die Kommission die relevanten Schwerpunkte 
gesetzt hat und inwiefern ihre Empfehlungen den Einrichtungsleitungen und den 
Gesundheitsdiensten bekannt sind und diese in die Praxis einfliessen. 

74. Festzuhalten ist, dass die Empfehlungen der NKVF wohl nicht der alleinige Grund für die 
verschiedenen positiven Entwicklungen sind. So hat das SKJV im Bereich der 
Gesundheitsversorgung praxisrelevante Publikationen unter anderem im Bereich der 
psychiatrischen Versorgung118 sowie im Zusammenhang mit der 
Gesundheitsversorgung von LGBTIQ+-Personen119 veröffentlicht. Diese nehmen 
teilweise Bezug auf die Gesamtberichte der Kommission. Die Auswertung der Befragung 
zeigt, dass sich die Leitungen und Gesundheitsdienste unter anderem im Bereich der 
Gesundheitsversorgung von LGBTIQ+-Personen stark auf die Publikationen des SKJV 
stützen. 

1. Relevanz der Schwerpunktthemen 

75. Die Kommission hat in ihrer Befragung erhoben, welche Schwerpunktthemen im Bereich 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug als besonders relevant wahrgenommen 
werden. So wurde die Beurteilung der Relevanz der Themen Organisation der 
Gesundheitsversorgung, Unabhängigkeit der Gesundheitsversorgung, Umsetzung der 
epidemienrechtlichen Vorgaben (Art. 30 EpV), Eintrittsabklärung, Organisation der 
Medikamentenabgabe, psychiatrische Gesundheitsversorgung sowie 
geschlechterspezifische Gesundheitsversorgung abgefragt. 

76. Die Resultate der Befragung verdeutlichen, dass die Kommission im Rahmen ihrer 
Gesamtberichte mehrheitlich Themen aufgegriffen hat, die von den involvierten Stellen 
als relevant oder sogar sehr relevant eingestuft wurden. Kein Thema wurde kategorisch 
zurückgewiesen. 

77. Die Auswertung der Befragungsergebnisse zeigt ausserdem, dass Gesundheitsdienste 
und Einrichtungsleitungen viele Themen ähnlich priorisieren. Der deutlichste Konsens 
besteht bei der psychiatrischen Gesundheitsversorgung, der Eintrittsabklärung und der 
Organisation der Medikamentenabgabe. Unterschiede treten bei der Umsetzung der 
epidemienrechtlichen Vorgaben gemäss Art. 30 EpV auf, wobei vereinzelt auch 
unterschiedliche Angaben innerhalb derselben Einrichtung gemacht wurden.120 Ähnlich 
bewertet werden die Organisation und Angliederung des Gesundheitsdienstes sowie die 

 
118 SKJV, Handbuch Psychiatrische Versorgung im Freiheitsentzug, Dezember 2021. Das Grundlagenpapier zur 
Abgabe von Medikamenten (SKJV, Grundlagenpapier Medikation im Freiheitsentzug, März 2023) enthält 
Empfehlungen, die nicht mit der Empfehlung der NKVF vereinbar sind. Siehe Ziff. 46. 
119 SKJV, Grundlagenpapier, Die Betreuung von LGBTIQ+ Personen im Freiheitsentzug, 2021.  
120 Vier Gesundheitsdienste stuften die Umsetzung epidemienrechtlicher Vorgaben als nicht oder kaum relevant 
ein – im Gegensatz zu den jeweiligen Einrichtungsleitungen. 
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Unabhängigkeit der Gesundheitsversorgung, auch hier jedoch teils mit 
entgegengesetzten Angaben innerhalb einzelner Einrichtungen.121 Die 
geschlechtsspezifische Gesundheitsversorgung wird von beiden Gruppen 
vergleichsweise niedrig priorisiert. Es ist dabei zu berücksichtigen, dass die 
überwiegende Mehrheit der befragten Einrichtungen ausschliesslich oder mehrheitlich 
Haftplätze für Männer anbieten. Nach Ansicht der Kommission ist die geschlechts-
spezifische Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug menschenrechtlich von 
besonderer Relevanz. Eine unzureichende Berücksichtigung geschlechtsspezifischer 
Bedürfnisse birgt das Risiko von Verstössen gegen das Diskriminierungsverbot.122 

2. Kenntnisse der Empfehlungen 

78. Im Rahmen der Befragung erhob die Kommission, in welchem Mass die 
Einrichtungsleitungen und die Gesundheitsdienste Kenntnis von den Empfehlungen der 
NKVF haben und die Gesamtberichte Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2018-
2019 bzw. 2019-2021 als Referenz für ihre Arbeit nutzen.  

79. Die Kommission stellte fest, dass rund zwei Drittel der Einrichtungsleitungen gut über 
ihre Empfehlungen informiert sind, während knapp ein weiteres Viertel über partielles 
Wissen verfügt.123 Zu den gut informierten Einrichtungen zählen vor allem grössere 
Einrichtungen.124 Bei den Gesundheitsdiensten ist der Kenntnisstand insgesamt etwas 
tiefer: Knapp die Hälfte ist gut informiert, rund ein Viertel kennt die Empfehlungen 
teilweise und etwa ein weiteres Viertel nur oberflächlich.125 

3. Einfluss der Empfehlungen 

80. Im Rahmen der Befragung erhob die Kommission weiter, in welchem Mass die 
Empfehlungen der beiden Gesamtberichte die Arbeitsweise in Bezug auf die 
Gesundheitsversorgung in den Einrichtungen beeinflusst haben. 

81. Die Auswertung zeigt, dass die Empfehlungen der NKVF von den Einrichtungsleitungen 
und Gesundheitsdiensten mehrheitlich als praxisrelevant eingeschätzt werden. 
Insgesamt 21 Einrichtungsleitungen sowie 18 Gesundheitsdienste gaben an, dass die 

 
121 Zwei Einrichtungsleitungen stuften die Unabhängigkeit der Gesundheitsversorgung jeweils als kaum relevant 
ein und wichen damit von der Einschätzung ihrer zugehörigen Gesundheitsdienste ab. Zwei Gesundheitsdienste 
stuften die Thematik als kaum oder nicht relevant ein, während die jeweiligen Einrichtungsleitungen dem Thema 
Relevanz beimassen. 
122 Art. 2 des Übereinkommens vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau (UNO-Frauenrechtskonvention), SR 0.108. 
123 Von den Einrichtungsleitungen gaben 20 von 31 an, die Feststellungen und Empfehlungen der Kommission zu 
kennen. Acht Einrichtungsleitungen gaben an, einige Empfehlungen zu kennen, und drei wussten lediglich von 
der Existenz der Berichte. 
124 Darunter das EDFR, site Bellechasse, das EPO, die JVA Pöschwies, die JVA Cazis Tignez, die JVA 
Hindelbank, die JVA Solothurn sowie das Zentralgefängnis der JVA Lenzburg. 
125 Unter den Gesundheitsdiensten gaben 13 von 28 an, die Feststellungen und Empfehlungen zu kennen. 
Sieben Gesundheitsdienste gaben an, einige Empfehlungen zu kennen, ebenso viele gaben an, nur um die 
Existenz der Berichte zu wissen. Ein Gesundheitsdienst gab an, erst durch den Fragebogen von den Berichten 
der NKVF erfahren zu haben. 
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Empfehlungen der Kommission ihre Arbeit stark bis sehr stark beeinflusst haben.126 Die 
weitgehend übereinstimmenden Einschätzungen beider Gruppen deuten nach Ansicht 
der Kommission zudem darauf hin, dass die Empfehlungen sowohl auf der strategischen 
Ebene der Einrichtungsleitung als auch im medizinisch-fachlichen Alltag der 
Gesundheitsdienste als massgebend verstanden werden. 

82. Weiter gaben die Einrichtungsleitungen an, dass die Empfehlungen der Kommission in 
vielen Einrichtungen zu konkreten Anpassungen geführt haben. Genannt wurden unter 
anderem Verbesserungen bei der Organisation und Infrastruktur der 
Gesundheitsversorgung, Massnahmen bezüglich der medizinischen Eintrittsabklärung 
und im Bereich des Medikamentenmanagements, eine Stärkung der psychologischen 
und psychiatrischen Grundversorgung sowie Anpassungen bei den 
Infektionsschutzmassnahmen.127 Diese Rückmeldungen sind teilweise kongruent mit 
den inhaltlichen Angaben (Kapitel C). Die Rückmeldungen der Einrichtungsleitungen 
machen deutlich, dass die Empfehlungen der NKVF in den letzten Jahren nicht nur zur 
Reflexion bestehender Abläufe, sondern auch zu strukturellen und prozessbezogenen 
Veränderungen beigetragen haben. Eine Einrichtungsleitung betonte, dass die von der 
Kommission gemachten Feststellungen den Leitungen in der Regel bereits bekannt sind. 
Die Empfehlungen der NKVF dienten den Leitungen jedoch als Grundlage, um 
gegenüber den politischen Behörden und Ämtern entsprechende Forderungen zu 
untermauern.128  

83. Auch die Gesundheitsdienste berichten über Anpassungen aufgrund der von der 
Kommission gemachten Empfehlungen. 129 Dazu zählen insbesondere Anpassungen bei 
der Organisation des Gesundheitsdienstes, der Pflegedokumentation, des 
Suizidkonzepts, der psychiatrischen Versorgung, des Medikamentenmanagements 
sowie der Präsenzzeiten. Zudem wurden geschlechterspezifische Massnahmen in die 
Eintrittsbefragung und in psychiatrische Leistungen integriert und Vorgaben für die 
Erstellung von Abläufen und Richtlinien entwickelt. Ein neu geschaffener zentraler 
Gesundheitsdienst hob hervor, dass die Empfehlungen der Kommission direkt in seine 
Konzeption eingeflossen sind. 

84. Gleichzeitig verdeutlichen die Rückmeldungen von rund einem Drittel der Befragten, 
dass die Umsetzung in der Praxis – teils auch durch die strukturellen 
Rahmenbedingungen und die verfügbaren Ressourcen – begrenzt blieb. Dafür spricht 
auch, dass einige der Themenbereiche, für welche in der Befragung keine konkreten 
Anpassungen aufgeführt wurden, von den Einrichtungsleitungen oder 

 
126 Gleichzeitig wählten jeweils acht Befragte pro Gruppe die Antwortoption «wenig». Nur zwei 
Einrichtungsleitungen und ein Gesundheitsdienst gaben ab, dass die Empfehlungen der Kommission ihre 
Entscheide bzw. ihre Arbeitsweise «überhaupt nicht» beeinflussen. 
127 Die Kommission hat in gewissen dieser Bereiche weiterhin Versorgungslücken festgestellt. 
128 «Les problématiques rencontrées dans les établissements sont connues de la Direction. Les rapports de la 
CNPT confirment bien souvent les constatations de ces derniers, ce qui permet d’argumenter et de justifier 
certaines demandes auprès des autorités politiques et de la Direction de service». 
129 Vier Gesundheitsdienste betonten demgegenüber, sich bei der Gestaltung ihrer Gesundheitsversorgung an 
anderen oder weiteren fachlichen Leitlinien zu orientieren. Sie verweisen unter anderem auf inhaltliche 
Überschneidungen mit den Empfehlungen des SKJV, den Richtlinien der SAMW oder den Vorgaben zur 
Umsetzung des Epidemiengesetzes. 
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Gesundheitsdiensten thematisch als sehr relevant oder relevant eingestuft wurden. Die 
Kommission kommt zum Schluss, dass ihre Empfehlungen und die von ihr 
aufgegriffenen Themen zwar grundsätzlich anerkannt, jedoch nicht immer umgesetzt 
werden – sei es aufgrund von fehlenden Ressourcen, mangelnder Verbindlichkeit oder 
organisatorischen Hürden. 
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E. Befragung der kantonsärztlichen Dienste 

1. Zuständigkeiten  

85. Die NKVF hat auch die 25 kantonsärztlichen Dienste130 in die Befragung miteinbezogen. 
Auf Bundesebene sind die gesetzlichen Grundlagen, die für die kantonsärztlichen 
Aufgaben im Freiheitsentzug relevant sind, insbesondere im Epidemiengesetz (EpG)131, 
der Epidemienverordnung (EpV)132 und dem Betäubungsmittelgesetz (BetmG)133 
geregelt.134 Die Verantwortung der kantonsärztlichen Dienste umfasst die Überwachung 
und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten sowie die Kontrolle der Verschreibung und 
Abgabe von Betäubungsmitteln und psychotropen Substanzen. Damit stehen die 
kantonsärztlichen Dienste an einer zentralen Schnittstelle zu gesundheitlichen Themen 
im Freiheitsentzug. So verdeutlichte etwa die Covid-19-Pandemie, welche 
Auswirkungen Epidemien auf das Leben im Freiheitsentzug haben.135 Zugleich kommt 
der Substitutionsbehandlung im Umgang mit suchtkranken Personen in Einrichtungen 
des Freiheitsentzugs eine zentrale Rolle zu.136  

86. Die grundlegenden Zuständigkeiten der kantonsärztlichen Dienste sind bundesrechtlich 
vorgegeben, werden jedoch durch die Kantone unterschiedlich umgesetzt. Die 
überwiegende Mehrheit der Kantone weist den kantonsärztlichen Diensten in ihrer 
Gesetzgebung keine ausdrückliche Zuständigkeit für die Gesundheitsversorgung im 
Freiheitsentzug zu.137 Vielmehr ergeben sich Verantwortlichkeiten dazu lediglich aus 
ihren allgemeinen gesetzlichen Verpflichtungen, etwa im Bereich der 
Gesundheitsvorsorge oder der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten.  

87. Die Auswertung der 20 Befragungsergebnisse zeigt, dass die Einbindung der 
kantonsärztlichen Dienste in die Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug sich in der 

 
130 Siehe Fn. 22.  
131 Art. 53 EpG. 
132 Art. 30 EpV. 
133 Art. 3 Bst. g BetmG. 
134 Zu den Aufgaben der kantonsärztlichen Dienste, welche auf Bundeseben geregelt sind, zählen auch das 
Meldewesen bei Schwangerschaftsabbrüchen, Bewilligungs- und Aufsichtsfunktionen über Medizinalberufe sowie 
grenzsanitarische Massnahmen und Impfprogramme. 
135 Zusammenfassung der Feststellungen und Empfehlungen der Nationalen Kommission zur Verhütung von 
Folter zum Themenschwerpunkt Massnahmen während der Covid-19-Pandemie 2021–2023, 24. Juni 2024.  
136 SKJV, Grundlagenpapier Medikation im Freiheitsentzug, März 2023. 
137 Nur in wenigen Kantonen bestehen weitergehende oder klar definierte Zuständigkeiten. So definiert etwa der 
Kanton Basel-Stadt das Sicherstellen der medizinischen Versorgung in den kantonalen Gefängnissen als 
amtsärztliche Aufgabe (Kantonsarzt Basel-Stadt, <https://www.bs.ch/gd/md/hoheitliche-funktionen/kantonsarzt>, 
zuletzt besucht am 13. März 2025): «Sicherstellen der medizinischen Versorgung in den kantonalen 
Gefängnissen»). Weiter sieht das Gesundheitsgesetz im Kanton Neuenburg vor, dass der kantonsärztliche Dienst 
auch für die Überwachung der Gesundheitsversorgung in Einrichtungen des Freiheitsentzuges zuständig ist 
(Art. 10 Abs. 2 lit. e Loi de santé du 6 février 1995 (LS): «de la surveillance de l'état sanitaire des institutions de 
santé de même que des établissements de détention »). Im Kanton Graubünden existieren schliesslich vom 
kantonsärztlichen Dienst erlassene Richtlinien für die Bewilligung der Verschreibung, Abgabe und Verabreichung 
von Betäubungsmitteln zur Behandlung von betäubungsmittelabhängigen Personen, wobei auch die Abgabe im 
Justizvollzug thematisiert wird (Richtlinien zur substitutionsgestützten Behandlung bei Opiatabhängigkeit im 
Kanton Graubünden, Kantonsarzt, 1. Juli 2014, insb. Ziff. 5.1.2: «Bestehende Behandlungen sind weiterzuführen. 
Ab einer Haftdauer von 30 Tagen muss durch den Arzt der Justizvollzugsanstalt eine Überbrückungsbewilligung 
beantragt werden»). 
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Praxis als sehr unterschiedlich erweist. Während sich fünf kantonsärztliche Dienste 
regelmässig – täglich, wöchentlich oder monatlich – mit Fragestellungen aus diesem 
Bereich befassen, geschieht dies in acht Kantonen lediglich anlassbezogen bei 
besonderen Vorkommnissen. In sieben Kantonen ist der Kontakt zur 
Gesundheitsversorgung im Justizvollzug nur selten oder gar nicht vorhanden.138 Die 
Kommission weist darauf hin, dass die fehlende einheitliche Einbindung der 
kantonsärztlichen Dienste in die Gesundheitsversorgung im Justizvollzug die 
Etablierung verbindlicher Mindeststandards erschwert und das Risiko qualitativer 
Unterschiede in der Gesundheitsversorgung inhaftierter Personen erhöht. Die 
Kommission verweist in diesem Zusammenhang auf die von der Konferenz der 
Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und - direktoren (KKJPD) und Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) verabschiedete 
Empfehlung, dass eine medizinische Aufsicht über die Gesundheitsdienste im 
Freiheitsentzug durch die für die öffentliche Gesundheit zuständige kantonale Instanz 
sicherzustellen ist.139 

88. Abgesehen von einzelnen Abweichungen stimmen die Angaben der kantonsärztlichen 
Dienste, der Gesundheitsdienste und der Gefängnisleitungen weitgehend überein, 
sodass insgesamt von einer gemeinsamen Wahrnehmung der jeweiligen Rollen und 
Verantwortlichkeiten ausgegangen werden kann. 

 

2. Kenntnisse der Gesamtberichte  

89. Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die Gesamtberichte der Kommission unter 
den kantonsärztlichen Diensten unterschiedlich bekannt sind. Die Hälfte der 
kantonsärztlichen Dienste ist mit den Feststellungen und Empfehlungen vertraut oder 
kennt zumindest einzelne davon, während die übrigen lediglich von der Existenz der 

 
138 Von 20 kantonsärztlichen Diensten gab einer (5 %) an, sich «täglich», drei (15 %) «wöchentlich» und einer (5 
%) «monatlich» mit Fragen der Gesundheitsversorgung im Justizvollzug zu befassen. Vier kantonsärztliche 
Dienste (20 %) nannten «selten», acht (40 %) «nur bei bestimmten Vorkommnissen (z. B. Epidemien, 
Pandemien)» und drei (15 %) «gar nicht». 
139 KKJPD und GDK, Empfehlung zur Harmonisierung der Gesundheitsversorgung im schweizerischen 
Freiheitsentzug, Projekt Bekämpfung von Infektionskrankheiten im Gefängnis (BIG) 2008-2011, 2013, S. 2. 
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Berichte wissen oder erst durch die Befragung davon erfahren haben.140 

90. Es besteht ein direkter Zusammenhang zwischen der Vertrautheit mit den Empfehlungen 
und deren Nutzung im Arbeitsalltag. So gaben sieben der zehn kantonsärztlichen 
Dienste, die mit den Feststellungen und Empfehlungen der Kommission entweder 
umfassend oder zumindest in Teilen vertraut sind, an, den Gesamtbericht zur 
Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019–2021 als Orientierungshilfe für ihre 
Tätigkeit zu nutzen. 

91. Die Auswertung der Befragung zeigt, dass in Kantonen, in denen die kantonsärztlichen 
Dienste stärker in die Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug eingebunden sind, 
zentrale Gesundheitsthemen – etwa die Umsetzung epidemienrechtlicher Vorgaben – 
tendenziell als relevanter eingestuft werden als in Kantonen mit einer weniger 
ausgeprägten Einbindung. Die Kommission schliesst daraus, dass eine stärkere 
strukturelle Einbindung der kantonsärztlichen Dienste in die Gesundheitsversorgung im 
Freiheitsentzug auch deren Sensibilität für gesundheitliche Herausforderungen fördern 
könnte. 

  

 
140 Von 20 befragten kantonsärztlichen Diensten gaben fünf an, mit den Feststellungen und Empfehlungen der 
Kommission vertraut zu sein, weitere fünf kannten zumindest einzelne Empfehlungen. Sechs kantonsärztliche 
Dienste wussten lediglich um die Existenz der Berichte, und vier erfuhren erstmals im Rahmen der Befragung 
davon. 
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F. Schlussbemerkungen 

93. Mit den zahlreichen Besuchen sowie der Veröffentlichung der dazugehörigen Berichte – 
sowohl zu einzelnen Einrichtungen als auch in Form von Gesamtberichten – hat die 
Kommission dazu beigetragen, mögliche Grundrechtsverletzungen im Bereich der 
Gesundheitsversorgung von Personen im Freiheitsentzug frühzeitig zu erkennen und 
gezielte Empfehlungen zur Verbesserung abzugeben. Obwohl in Stellungnahmen 
einzelner Behörden darauf hingewiesen wurde, dass die kurzen Intervalle zwischen den 
Gesamtberichten nur begrenzte Zeit liessen, um Empfehlungen – insbesondere solche, 
die zusätzliche finanzielle Mittel, etwa für Personalaufstockungen oder infrastrukturelle 
Anpassungen, erfordern – umzusetzen, ergibt die Auswertung des Fragebogens ein 
differenziertes Bild. Sie legt nahe, dass gerade die ressourcenintensiven Empfehlungen, 
wie etwa personelle Aufstockungen, teilweise eher umgesetzt wurden als solche, die 
eine Anpassung bestehender Abläufe verlangen. 

94. Zusammenfassend ist die Kommission der Ansicht, dass seit 2017 eine wichtige 
Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug festzustellen ist. 
Verschiedene Einrichtungen haben Empfehlungen der Kommission umgesetzt und ihre 
Strukturen weiter professionalisiert. Trotz dieser Fortschritte bleibt der Handlungsbedarf 
insbesondere in den Bereichen der psychiatrischen und geschlechtsspezifischen 
Gesundheitsversorgung, der medizinischen Eintrittsabklärung sowie der 
Medikamentenabgabe anhaltend hoch. 

95. Die Kommission stellt fest, dass sie in ihrer Arbeit sowohl praxis- als auch 
menschenrechtlich relevante Themenfelder aufgreifen konnte. In Ergänzung zu den 
Beiträgen anderer Akteure, wie etwa dem SKJV, konnte sie mit ihren Besuchen und 
Empfehlungen zur Sensibilisierung der zuständigen Stellen beitragen. Hingegen wäre 
es für die Kommission rückblickend wünschenswert gewesen, die kantonsärztlichen 
Dienste verstärkt in die Diskussion einzubinden. Umso mehr begrüsst die Kommission, 
dass diese Lücke mit der Einrichtung des Runden Tisches Gesundheitsversorgung 
durch die KKJPD und dem SKJV und nun der KKLJV inzwischen geschlossen werden 
konnte. Mit dem runden Tisch steht nun ein strukturierter Dialog zur Verfügung, an dem 
die Kommission auch künftig aktiv mitwirken wird. 
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Anhang 1: Übersicht der erhaltenen Antworten per Einrichtung und Kanton  

 

Kanton Einrichtung Leitung Gesundheitsdienst Kt. Dienst

AI √
1 AG JVA Lenzburg √ √
2 AR Kantonales Gefängnis Appenzell Ausserrhoden
3 AR Strafanstalt Gmünden √
4 BE Regionalgefängnis Biel √ √
5 BE Regionalgefängnis Bern √ √
6 BE JVA Hindelbank √ √
7 BE Regionalgefängnis Thun √ √
8 BE Regionalgefängnis Burgdorf √ √
9 BL Gefängnis Arlesheim √
10 BL Gefängnis Liestal √
11 BL Gefängnis Muttenz
12 BL Gefängnis Sissach √
13 BS Untersuchungsgefängnis Waaghof √ √
14 BS/ZG JVA Bostadel
15 FR EDFR, site de Bellechasse √ √ √
16 GE Prison de Champ-Dollon √ √ √

GL √
17 GR JVA Cazis Tignez √ √ √
18 JU Prison de Delémont √
19 JU Prison de Porrentruy √
20 LU JVA Grosshof √ √ √
21 NE Etablissement de détention "La Promenade" (EDPR)
22 NE Etablissement d'exécution des peines de Bellevue (EEPB)

NW √
UR/OW √

23 SG Regionalgefängnis Altstätten √ √
24 SG Gefängnis St. Gallen √ √
25 SH Kantonales Gefängnis Schaffhausen √
26 SO Untersuchungsgefängnis Olten √
27 SO JVA Solothurn √ √
28 SZ Sicherheitsstützpunkt Biberbrugg √
29 TG Kantonalgefängnis Frauenfeld √ √ √
30 TI Carcere penale La Stampa √ √
31 VD Etablissements de la plaine de l'Orbe (EPO) √ √
32 VD Prison du Bois-Mermet √ √
33 VD Prison La Tuilière √
34 VD Prison de la Croisée √ √
35 VS Untersuchungsgefängnis und Polizeiposten Brig
36 ZG Strafanstalt Zug
37 ZH JVA Pöschwies √ √
38 ZH Gefängnis Dielsdorf √ √
39 ZH Gefängnis Limmattal √ √
40 ZH Gefängnis Horgen √ √
41 ZH Gefängnis Zürich √ √

Anzahl 31 28 20

√ √

√

√

√

√ √

√

√

√

√

√
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